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Abb.1: Übersichtskarte Plangebiet 
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1 Vorbemerkungen 

1.1 Planerfordernis und -ziel 

Im Vorfeld der Wiederaufnahme des Verfahrens hat die Stadt Lauterbach einen Scopingtermin am 

27.11.2018 durchgeführt. Nachfolgend werden die wesentlichen Sachverhalte dieses Termins zu-

sammengefasst: 

Die Firma Fa. Enerparc und KLM-Architekten stellten das geplante Vorhaben im Bereich des Hofgutes 

Eisenbaches vor. Demnach soll der im Jahr 2010 eingestellte Bebauungsplan bzw. das hierzu einge-

leitete Zielabweichungsverfahren Solarpark Eisenbach aufgrund neuer Vorgaben in Hessen, die es 

jetzt auch ermöglichen Ackerflächen für die Errichtung von Solaranlagen in Anspruch zu nehmen, 

wieder aufgenommen werden.  

In den Vorgaben des Landes Hessen gibt es ein Verzeichnis mit Gemeinden und benachteiligten Ge-

bieten, in denen die entsprechende Förderung gewährt wird. Der geplante Solarpark wird weiterhin 

eine Größe von rund 54ha einnehmen und eine Energie für ungefähr 17.000 2-Personen-Haushalte 

produzieren. Für das konkrete Plangebiet sind bisher 2 Konzepte ausgearbeitet worden.  

Konzept 1 weist eine Entwicklung des Gebietes in 6 Bauabschnitten aus. 

Konzept 2 sieht eine komplette einmalige Umsetzung des Vorhabens vor.  

Danach folgten allgemeine Ausführungen zu Speicherkonzepten, zur Gasverdichtungsstation in 

Rixfeld sowie zu Akku-Speicherkraftwerken, die als zusätzliche bauliche Anlagen auf der Fläche an-

gedacht sind.  

Die Stadt Lauterbach und der Vorhabenträger Philipp Riedesel, Freiherr zu Eisenbach gingen noch 

einmal auf die ursprüngliche Planung von 2010 und auf die dort durchgeführten Verfahren ein. Wei-

terhin wurde auf die Agrarstruktur des Hofgutes Schloss Eisenbach sowie auf die zu bewirtschafteten 

Flächen hingewiesen.  

 

Nachfolgend erläuterte das Planungsbüro den aktuellen Sachstand der Bauleitplanung aus dem Jahr 

2010, in dem neben der Aufstellung des Bebauungsplanes die Änderung des Flächennutzungsplanes, 

die Erarbeitung eines Umweltberichtes mit einer Potenzialbewertung für den Artenschutz sowie ein 

Zielabweichungsverfahren zum Regionalplan Mittelhessen erarbeitet wurden. Für die 54 ha große 

Fläche liegt seit April 2010 eine positive Abweichungsentscheidung vor, die jedoch aufgrund der Än-

derung der Fördervoraussetzungen für Ackerflächen in den Örtlichkeiten nicht umgesetzt wurde. Eine 

Übernahme dieser Abweichungsentscheidung in den Teilregionalplan Energie Mittelhessen 

2016/2017 erfolgte nicht. Nachfolgend gaben die einzelnen Träger öffentlicher Belange ihr Statement 

zu der geplanten Wiederaufnahme des Verfahrens ab. 

 

Untere Naturschutzbehörde (Kreis) / Obere Naturschutzbehörde (RP Gießen) 

Die Untere Naturschutzbehörde wies darauf hin, dass die Flächendarstellung des Gebietes nicht über 

den Teilregionalplan Mittelhessen Energie 2016/2017 abgedeckt ist. Es wurde darauf aufmerksam 

gemacht, dass aufgrund der rechtlichen Vorgaben eine Natura-2000-Prognose erforderlich ist und die 

aus dem Jahr 2010 durchgeführten Aufnahmen und Bewertungen einer aktuellen Überprüfung und 

Aktualisierung zu unterziehen sind. Es wurde weiter angeregt, wie auch beim bisherigen Zielabwei-

chungsverfahren, die Biotopvernetzungskorridore in bzw. um den Solarpark auch im Bebauungsplan 

entsprechend darzustellen und Bereiche für zwei Wanderkorridore für Kleintiere vorzusehen. Die bis-

her angedachte Eingrünung des Geländes sollte breiter ausfallen, um den Eingriff in das Landschafts-

bild deutlich zu minimieren. Als Ausgleich können Ökokontomaßnahmen oder Maßnahmen im FFH 
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Gebiet bzw. Natura-2000 Gebieten vorgesehen werden, was seitens der Naturschutzbehörden favori-

siert wird.  

 

Zum Umweltbericht muss auch ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt werden, der sich auf die 

betroffenen Arten im Plangebiet bezieht. Voraussichtlich handelt es sich hier vor allem um Avifaunisti-

sche Aufnahmen, alles Weitere wird im Zuge des angestrebten Verfahrens mit der Unteren Natur-

schutzbehörde abgestimmt. Es wurde weiterhin vorgeschlagen, die Grünflächen unter den Solarmodu-

len einer Beweidung mit Schafen zu unterziehen, wobei der künftige Betreiber auf die Thematik des 

Stromschlages hinwies, weil innerhalb der Anlage Gleichstrom geschaltet wird. Hier besteht ein ge-

wisses Risiko für Tier und Mensch, so dass die Beweidung nicht abschließend festgelegt werden 

kann.  

 

Aufgrund der Größe des Solarparks ist eine Visualisierung und damit eine Bewertung über den Eingriff 

in das Orts- und Landschaftsbild auch im Rahmen der Umweltprüfung abzuarbeiten. Diese Visualisie-

rung soll u.a. auch i.V.m. den Vorgaben des Denkmalschutzes abgestimmt werden, da das in 500m 

Entfernung befindliche Schloss Eisenbach unter Denkmalschutz steht und hier besondere Anforde-

rungen an die Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes bestehen.  

 

Die Abteilungen Landwirtschaft (Kreis und RP) wiesen darauf hin, dass die Fläche überwiegend als 

Vorranggebiet Landwirtschaft im Regionalplan 2010 als Zielvorgabe formuliert ist und die Errichtung 

eines Solarparks diese raumordnerische Zielvorgabe beeinträchtigt und somit weiterhin die Wieder-

aufnahme des Zielabweichungsverfahrens erforderlich wird. Die Fachbehörden wiesen auf den erheb-

lichen Eingriff in die örtliche Agrarstruktur hin, da hier Bodenzahlen von 30-50 und eine mittlere Be-

wertung des Ackerstandortes vorliegt, wodurch diese Fläche als wertvoll für die Landwirtschaft des 

Vogelsberges bewertet wird. Zudem stellt die Bebauung einen erheblichen Eingriff in die Kulturland-

schaft des Vogelsberges dar, der vor allem durch landwirtschaftliche Flächen mit Hecken und Baum-

strukturen geprägt ist. In diesem Zusammenhang wird auf die Rückbauverpflichtung und auf die Wie-

deraufnahme der lw. Nutzungen nach Ablauf und Abbau der Anlage verwiesen. Die Gesprächsteil-

nehmer stellen jedoch hervor, dass gemäß den bisherigen Maßgaben im Rahmen der damaligen Zu-

lassung des ZAV 2010 die Sicherung der lw. Vorrangflächen im Regionalplan bleibt und sozusagen 

eine Doppelfestsetzung für diesen Bereich vorgesehen wird. Somit kann gewährleistet werden, dass 

die Flächen langfristig der Landwirtschaft nicht verloren gehen.  

 

Stadt Lauterbach 

Die Stadt Lauterbach unterbreitete noch den Vorschlag, dass im Zuge des ZAV die zahlreichen klei-

nen Vorbehaltsgebiete für Solarnutzungen im Lauterbacher Stadtgebiet im Teilregionalplan zu Guns-

ten des hier vorliegenden Solarpark zurückzunehmen sind, weil dies ein Zugeständnis gegenüber den 

Belangen der Landwirtschaft darstellt, das der Verbrauch an lw. Nutzfläche für Solarparks hiermit 

vermindert werden kann. Die Obere Landesplanungsbehörde will den Vorschlag prüfen.  

 

Es wurde noch kurz thematisiert, dass die Flächen unterhalb der Solarmodule künftig als Grünland 

genutzt werden und ob möglicherweise nach Aufgaben der Solarparknutzung ein Gründlandumbruch 

denkbar ist. Da die Nutzung auf insgesamt 25 Jahre angesetzt ist und die Rechtslage in 25 Jahren 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden kann, wurde das Thema nicht weiter vertieft. 
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Im weiteren Verlauf wurde das Thema Denkmalpflege seitens der Kreisbauaufsicht angesprochen. Die 

Kreisbauaufsicht hat in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, wie auch schon 2010, den Solarpark 

insgesamt kleiner zu gestalten, da er die Größe der Ortslage Frischborn übersteigt und somit grund-

sätzliche Bedenken bzgl. des Ortsbildes vorgetragen werden. Darüber hinaus wird darauf aufmerksam 

gemacht, dass auch die Naturschutzprogramme im Vogelsberg und die Bewahrung der Kulturland-

schaft eine Verkleinerung der Flächen erfordern, da dieser Solarpark in der Größe auch ein Nachahm-

Charakter haben könnte, der langfristig das Bild des Vogelsberges verändert. Der Vorhabenträger und 

Projektierer werden sich mit dieser Thematik noch einmal auseinandersetzen.  

 

In diesem Zusammenhang wurde auch noch einmal die Erforderlichkeit eines Umspannkraftwerkes im 

südwestlichen Bereich des Plangebiets erörtert, das aufgrund der Größe des Solarparks und der 

Netzverträglichkeit zwingend erforderlich ist. Abschließend wies das Dezernat 31, Bauleitplanung RP 

Gießen darauf hin, dass im Zuge der Begründung zum Bebauungsplan auch Alternativen diskutiert 

werden müssen und es einer besonderen Begründung bedarf, einen 54 ha großen Solarpark in der 

freien Landschaft zu planen. Hier sollten auch noch einmal die Vorbehaltsgebiete Fotovoltaikanlagen 

des Teilregionalplanes Energie mit in die Alternativendiskussion aufgenommen werden.  

 

Das Planungsbüro unterbreitete dann den Vorschlag, das bisherige Verfahren (frühzeitige Beteiligung 

der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Öffent-

lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB) wieder aufzunehmen und das Planverfahren in die Entwurfsoffenla-

ge gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB zu führen. Diesem Vorschlag wurde grundsätz-

lich gefolgt, wobei darauf aufmerksam gemacht wurde, dass aufgrund der Komplexität der Planung 

dann noch eine 3. Offenlage (§ 4a BauGB) erforderlich werden könnte.  

 

Als Fazit kann aufgeführt werden, dass für die Fortführung des Bauleitplanverfahrens folgende Verfah-

ren erforderlich sind:  

 

• Zielabweichungsverfahren  

• Bebauungsplan und Flächennutzungsplanänderung 

• Umweltbericht / Umweltprüfung 

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag  

• Orts- und Landschaftsbildanalyse (Visualisierung)  

 

Von den anwesenden Trägern öffentlicher Belange wird das Projekt positiv begleitet, so dass das 

Planungsbüro und der Vorhabenträger der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lauterbach die 

Weiterführung des Verfahrens empfehlen wird.  
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Das Planerfordernis für die vorliegende Bauleitplanung ergibt sich neben den o.g. Ausführungen u.a. 

aus den Grundsätzen des § 1 Abs.5 BauGB, nach denen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche 

Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Ver-

antwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten sollen.  

Bauleitpläne sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaan-

passung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt 

und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Auch eine nachhaltige 

Energieversorgung durch die Anwendung erneuerbarer Energien zur Erzeugung von Strom und Wär-

me sind mittlerweile über das Baugesetzbuch erfasst und werden über § 1 Abs.6 BauGB konkretisiert.  

Demnach sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen:  

- Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspfle-

ge, ……..f) insbesondere die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effizi-

ente Nutzung von Energie (§ 1 Abs.6 Nr.7 f) BauGB).  

- Die Belange der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser…….. (§ 1 Abs.6 Nr.8 e) 

BauGB).  

 

Die Themen Klima- und Ressourcenschutz fallen zudem auch in den Aufgabenbereich der Raumord-

nung. So enthält das Raumordnungsgesetz (ROG) eine Reihe von Grundsätzen, die der Leitvorstel-

lung einer nachhaltigen Raumentwicklung entsprechen. Gemäß dem Landesentwicklungsplan (LEP) 

des Landes Hessen ist bei der Planung und Realisierung der für eine bedarfsgerechte Bereitstellung 

von Energie erforderlichen Infrastruktur sowie der hierzu notwendigen Einrichtung zu berücksichtigen, 

dass die Potenziale zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur Nutzung regional und lokal er-

neuerbarer Energien ausgeschöpft werden. Diese Zielvorgaben werden auch im Regionalplan Mittel-

hessen 2010 sowie im Teilregionalplan Energie Mittelhessen 20161 aufgegriffen. Verwiesen wird hier-

zu auf Kapitel 1.5.2 der vorliegenden Begründung.  

 

Im Sinne dieser Ausführungen beabsichtigt die Stadt Lauterbach zusammen mit einem Betreiber und 

Investor eine rund 46,5 ha umfassende Photovoltaik-Freiflächenanlage in der Gemarkung Frischborn 

zu errichten.  

Planziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist es, Bauplanungsrecht für diese Photovoltaik-

Freiflächenanlage (mit den dazugehörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen) zu schaf-

fen, die der Erzeugung erneuerbarer Energien dient. Hierzu soll gemäß § 11 Abs.2 BauNVO ein Son-

dergebiet Zweckbestimmung Photovoltaik-Freiflächenanlage in der südlichen Gemarkung Frischborn 

in der Stadt Lauterbach ausgewiesen werden.  

 

In Bezug auf das geplante Vorhaben Photovoltaik-Freiflächenanlage bedarf es einer differenzierten 

Betrachtung der den Standort bestimmenden Kriterien und Faktoren. Zu beachten sind dabei insbe-

sondere:  

 
1Bekannt gemacht im Staatsanzeiger für das Land Hessen Nr. 51 am 18. Dezember 2017 
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• raumordnerische Vorgaben gemäß LEP, RPM und TRPEM (Vorgaben der Raumordnung), 

siehe Kapitel 1.3, 

• Standortvoraussetzungen gemäß dem Erneuerbaren-Energie-Gesetz (EEG) bzgl. der Vergü-

tung, siehe Kapitel 1.6, 

• grundsätzliche Standortvoraussetzungen für Solaranlagen (Einspeisepunkte, Topographie, 

Entfernung zur Ortslage wg. Blendwirkung; Grundstücksverfügbarkeit, Natur- und Arten-

schutz, Landwirtschaft, etc.), siehe Kapitel 2. 

 

Im Regionalplan Mittelhessen 2010 ist das Plangebiet als Vorranggebiet für Landwirtschaft (6.3-1) 

dargestellt. Der Flächennutzungsplan der Stadt Lauterbach stellt das Plangebiet als Flächen für die 

Landwirtschaft dar.  

Bauplanungsrechtlich ist das Plangebiet als Außenbereich i.S.d. § 35 BauGB zu beurteilen. Zur Erlan-

gung des Bauplanungsrechtes und Umsetzung des o.g. Planzieles ist daher  

• die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes (reguläres Verfahren mit zwei Verfahrens-

schritten) 

• und die Änderung des Flächennutzungsplanes (Verfahren mit zwei Verfahrensschritten) 

• die Durchführung einer Umweltprüfung mit Artenschutzrechtlichen Aufnahmen sowie 

• die Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens (ZAV) erforderlich. 

 

Die Flächen sind zurzeit im Besitz eines einzigen Eigentümers, der diese vollständig selbst bewirt-

schaftet. Das zugehörige Hofgut (Schloss Eisenbach) liegt nordöstlich der Fläche. 

 

Wie in den Vorbemerkungen bereits aufgeführt, hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lau-

terbach hierzu bereits den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Sondergebiet Solarpark 

Hofgut Eisenbach“ und für die Änderung des Flächennutzungsplanes in der südlichen Gemarkung 

Frischborn am 15.12.2009 gefasst. Das 2010 eingestellte Verfahren wird wieder aufgenommen, siehe 

Informationen zum Scopingtermin. 

Auch das Abweichungsverfahren aus dem Jahr 2010 wurde wieder aufgegriffen, aktualisiert und auf 

die neuen planerischen Rahmenbedingungen eingestellt. Es wird parallel zur Offenlage des Bebau-

ungsplanes bei der zuständigen Fachbehörde (Regierungspräsidium Gießen, Ober Landesplanungs-

behörde) eingereicht. 
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Abb. 2: Lage des Plangebietes im Raum 

 

 

 

 

Karte / Quelle: OpenStreetMap, (www.openstreetmap.org; bearbeitet 14.11.2018). 

 

 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke: Flur 47 

Flst. 1tlw., Flur 48, Flst. 1tlw., 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8. 

http://www.openstreetmap.org/
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Abb.3: Luftbild des Plangebietes 

 

Die Größe des Plangebietes beträgt insgesamt rd. 54,6ha, wobei die reine Nutzfläche durch PV-

Anlagen bei rd. 46,5 ha liegt. Der Bereich des Plangebietes umfasst Flächen die derzeit einer intensi-

ven landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen. Die unmittelbar umgebenden Nutzungsstrukturen sind 

ebenfalls durch landwirtschaftliche Acker- sowie Grünlandnutzungen geprägt, die jeweils durch einge-

streute Gehölzstreifen, Feldgehölze, Baumgruppen und Alleen sowie Einzelbäume ergänzt werden. 

Die mittelbare Umgebung wird durch Aussiedlerhöfe, der Ortslage Frischborn, dem Schloss Eisen-

bach, durch die Bundesstraße B 275 und der Gasverdichtungsstation Rixfeld und den vorhandenen 

Windrädern geprägt. Im und am südlichen Rande des Gebietes verlaufen kleinere Gräben (Wegesei-

tengräben). Weiter im Süden verläuft die ehemalige Bahntrasse der Vogelsbergbahn, die nun für die 

touristische Nutzung als überregionaler Radweg ausgebaut ist. 

 

 

1.3 Regionalplanung 

1.3.1 Raumordnungsgesetz (ROG) und Landesentwicklungsplan Hessen (LEP) 

Die Themen Klima- und Ressourcenschutz fallen, wie bereits eingangs ausgeführt, auch in den Auf-

gabenbereich der Raumordnung. So enthält das Raumordnungsgesetz (ROG) in § 2 eine Reihe von 

Grundsätzen, die der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung entsprechen 

Dabei wird in § 2 Abs.2 Nr.6 ROG auch auf die Berücksichtigung des Klimaschutzes und der Energie-

einsparung Bezug genommen. Danach gilt unter anderem: 
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……Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl durch Maßnah-

men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawan-

del dienen. Dabei sind die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien, für 

eine sparsame Energienutzung sowie für den Erhalt und die Entwicklung natürlicher Senken für klima-

schädliche Stoffe und für die Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen……. 

Sofern erforderlich, sind die Grundsätze der Raumordnung durch Festlegungen in Raumordnungsplä-

nen zu konkretisieren. Das Land Hessen ist dieser Aufforderung durch die Aufnahme von raumordne-

rischen Grundsätzen im Landesentwicklungsplan (LEP) aus dem Jahr 2000 nachgekommen. Gemäß 

den Ausführungen unter Kapitel 11.1 des LEP Hessen sind für die Planung und Realisierung, der zu 

einer bedarfsgerechten Bereitstellung von Energie erforderlichen Infrastruktur sowie der hierzu not-

wendigen Einrichtungen zu berücksichtigen, dass  

1. die rationelle und preisgünstige Energienutzung einschließlich der Abwärmenutzung durch planeri-

sche Maßnahmen aktiv unterstützt wird,  

2. die Potenziale zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur Nutzung regional und lokal erneuer-

barer Energien ausgeschöpft werden, 

3. eine Raumstruktur mit möglichst geringem Bedarf an Energiedienstleistung, insbesondere zur Einspa-

rung fossiler Energieträger angestrebt und 

4. eine geringe Flächeninanspruchnahme und Landschaftsbildbeeinträchtigung bei Planung und Bau 

von Hochspannungsfreileitungen erreicht wird.  

In den weiteren Ausführungen werden darüber hinaus folgende Zielvorgaben formuliert: 

In die Regionalpläne sind regionalbedeutsame Planungen und Maßnahmen aufzunehmen, die 

eine Optimierung der Energieinfrastruktur unter den vorgenannten Grundsätzen unterstützen 

[vgl. die o.g. Punkte 1-4, Anmerk. des Verfassers]. Dies betrifft sowohl den Aus- bzw. Neubau 

von regionalen bzw. überörtlich bedeutsamen Erzeugungsanlagen sowie Leitungen zu Elektrizi-

täts-, Fernwärme- und Gasversorgung unter Anwendung der Kraftwärmekopplung, als auch die 

verstärkte Anwendung von Technologien zur Nutzung regenerativer Energien. Die Errichtung 

von Anlagen, die diesen Zielsetzungen entsprechen, ist mit Ausnahme von Windkraftanlagen-

parks in den regionalplanerischen Bereichen für Industrie und Gewerbe mit den Erfordernissen 

der Raumordnung vereinbar. 

In der Begründung zu diesen raumordnerischen Vorgaben wird aufgeführt, dass der zukünftige Ener-

giebedarf vorrangig umweltschonend und mit minimalen Kohlenstoffdioxid-Emissionen klimaverträg-

lich, sicher, zuverlässig und sozialverträglich gedeckt werden muss. Unter Beachtung der gebotenen 

ökonomischen Anforderungen an Versorgungssicherheit und Preiswürdigkeit der Energieversorgung 

gilt es, eine umweltverträgliche Energiebereitstellung zu forcieren. Die hierzu unabdingbar notwendige 

Ausschöpfung von Energiesparpotenzialen sowie die verstärkte Nutzung regenerativer Energien so-

wie dezentraler Technologien der rationellen Energieerzeugung sollen zugleich dazu beitragen, den 

Anteil überregionalen und regionalen Transportes von Elektrizität und fossilen Energieträgern zu ver-

ringern und die regionale und lokale Energiebereitstellung zu stabilisieren. 

Sofern erforderlich, sind die Grundsätze der Raumordnung durch Festlegungen in Raumordnungsplä-

nen zu konkretisieren.  

 

Das Land Hessen ist dieser Aufforderung durch die Aufnahme von Grundsätzen und Zielen im Lan-

desentwicklungsplan (LEP) aus dem Jahr 2000 nachgekommen. Gemäß den Ausführungen unter 

Kapitel 11.1 LEP Hessen sind für die Planung und Realisierung, der zu einer bedarfsgerechten Bereit-
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stellung von Energie erforderlichen Infrastruktur sowie der hierzu notwendigen Einrichtungen zu be-

rücksichtigen, dass  

 

1. die rationelle und preisgünstige Energienutzung einschl. der Abwärmenutzung durch 

planerische Maßnahmen aktiv unterstützt wird,  

2. die Potenziale zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur Nutzung regional und 

lokal erneuerbarer Energien ausgeschöpft werden, 

3. eine Raumstruktur mit möglichst geringem Bedarf an Energiedienstleistung, insbeson-

dere zur Einsparung fossiler Energieträger angestrebt und 

4. eine geringe Flächeninanspruchnahme und Landschaftsbildbeeinträchtigung bei Pla-

nung und Bau von Hochspannungsfreileitung erreicht wird.  

 

Die Vorgaben des Landesentwicklungsplanes wurden auch in dem Regionalplan Mittelhessen 2010 

bzw. in den Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016 übernommen. Gemäß den Grundsätzen 11.1. 

soll bei der Energienutzung und der Schaffung der für eine bedarfsgerechte Bereitstellung von Ener-

giedienstleistungen erforderlichen Infrastruktur und sonstigen Einrichtungen u.a. beachtet werden: 

 

Die Nutzung solarer Strahlungsenergie, wozu auch Photovoltaikanlagen gehören, wird somit bereits 

auf regionalplanerischer Ebene beachtet. Eine konkrete Steuerung von Photovoltaikanlagen im Au-

ßenbereich findet indes zum jetzigen Planungszeitraum durch die Raumordnung nicht statt. Lediglich 

findet sich im LEP unter Kapitel 11 in einer Zielvorgabe folgender Hinweis: 

 

… Die Errichtung von Anlagen, die diesen Zielsetzungen entsprechen, ist mit Ausnahme von Wind-

kraftanlagenparks in den regionalplanerischen Bereichen für Industrie und Gewerbe mit den Erfor-

dernissen der Raumordnung vereinbar. 

 

Eine direkte Vorgabe, Photovoltaikanlagen in Bereichen für Industrie und Gewerbe zu errichten, lässt 

sich hieraus nicht ableiten, zumal für größere Solarparks die Flächenverfügbarkeit in Gewerbe- und 

Industriegebieten nicht gegeben ist. Auch Schwellenwerte, die eine bestimmte Größenordnung und 

damit raumrelevante Wirkungen von Photovoltaik-Freiflächenanlagen festsetzen, sind im Planwerk 

des Regionalplanes nicht enthalten. Aufgrund der geplanten Größe (rund 46,5ha) ist jedoch von einer 

Raumbedeutsamkeit der Freiflächenanlage auszugehen, siehe auch Ergebnisse des Scopingtermins. 

Die oben genannten Ausführungen werden mit der 3. Änderung des Landesentwicklungsplanes aus 

dem Jahr 2018 noch einmal verstärkt. 

 

Die Planungsabsicht der Stadt Lauterbach wurde bereits im Vorfeld der Planung mit dem Regierungs-

präsidium Gießen und dem Vogelsbergkreis erörtert. Gemäß den bisherigen Gesprächsergebnissen 

zwischen dem Projektentwickler, der Stadt Lauterbach, dem Vogelsbergkreis und der Oberen Lan-

desplanungsbehörde wird daher bei der geplanten Photovoltaik-Freiflächenanlage in Lauterbach da-

von ausgegangen, dass aufgrund der Größe, der Lage des Standortes im Außenbereich und der feh-

lenden Privilegierung i.S.d. § 35 BauGB für die Errichtung einer solchen Anlage neben der Aufstellung 

eines Bebauungsplanes und der Änderung des Flächennutzungsplanes auch ein Abweichungsantrag 

zum Regionalplan Mittelhessen erforderlich ist.  
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1.3.2 Regionalplan Mittelhessen 2010 

Im Regionalplan Mittelhessen 2010 ist das Plangebiet fast ausschließlich als Vorranggebiet für Land-

wirtschaft (6.3-1) dargestellt. Lediglich ein kleiner Bereich im Südwesten wir als Vorbehaltsgebiet 

Landwirtschaft (6.3-2) dargestellt. Überlagert wird das Gebiet durch den Grundsatz Vorbehaltsgebiet 

für den Grundwasserschutz (6.1.4-12). Mit der Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes Photovol-

taik-Freiflächenanlage steht der Bebauungsplan in Bezug auf das Vorranggebiet für Landwirtschaft 

den Zielen der Raumordnung zunächst entgegen. Darüber hinaus wird im Hinblick auf die Standortkri-

terien eines Solarparks und der Untersuchung von Standortalternativen ergänzend auf die Ausführun-

gen in Kapitel 1.7. 

 

Abb. 4: Regionalplan Mittelhessen 2010 

 

 

 

Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten 

oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder Regionalplanung abschließend abgewogenen 

textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und 

Sicherung des Raumes. Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsplan Hessen 2000 

festgelegt und werden in den drei Regionalplänen Nordhessen, Mittelhessen und Südhessen konkre-

tisiert.  

Zu der Gebietskategorie des Vorranggebietes für Landwirtschaft wird im Regionalplan Mittelhessen 

2010 u.a. aufgeführt: 
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6.3-1 (Z) (K)  

In den Vorranggebieten für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang vor entgegenste-

henden Nutzungsansprüchen. Die Agrarstruktur ist hier für eine nachhaltige Landbewirtschaftung zu sichern 

und zu entwickeln. 

 

Mit einer Gesamtfläche des Sondergebietes von rd. 46,5 ha kann insgesamt davon ausgegangen 

werden, dass das Vorhaben raumbedeutsam ist und es daher einer Zielabweichung bedarf. Es ist 

jedoch eine Prüfung der landwirtschaftlichen Belange, d. h. der Auswirkung der Flächeninanspruch-

nahme auf die Agrarstruktur darzulegen. An dieser Stelle wird auf die Ausführungen zur Alternativflä-

chenprüfung in Kapitel 1.7 verwiesen. Darüber hinaus ist die Stadt Lauterbach der Auffassung, dass 

eine vorübergehende Nutzung der Fläche für eine Photovoltaik-Freiflächenanlage von 25 Jahren, bei 

einer zusätzlichen maximalen Verlängerungsoption von 5 Jahren, diesem Ziel nicht entgegensteht.  

Die landwirtschaftliche Nutzung des Plangebietes kann langfristig bestehen bleiben, da es sich um 

eine zeitlich befristete Nutzung handelt und nach erfolgtem Rückbau eine vollumfängliche Wiederauf-

nahme der jetzigen Nutzungsstruktur erfolgen kann. Des Weiteren ist auch nach Errichtung des Solar-

parks eine partielle landwirtschaftliche Nutzung (Grünland) auf einer sehr großen Fläche möglich. 

Negative Auswirkungen auf die im Plangebiet ansässigen Landwirte bzw. Pächter/ Bewirtschafter und 

deren Existenz sind jedoch nicht zu erwarten. Die Fläche wird derzeit zu 100% vom Hofgut Schloss 

Eisenbach bewirtschaftet, dem insgesamt rd. 200 ha Fläche für die lw. Produktion zur Verfügung ste-

hen. Der Besitzer des Hofgutes ist aber auch gleichzeitig Inverstor und Vorhabenträger für die Errich-

tung des Solarparks. Durch die temporäre Herausnahme der Fläche aus der landwirtschaftlichen Pro-

duktion gehen aber auch keine Arbeitsplätze verloren, da das Hofgut neben der Landwirtschaft weiter 

Bewirtschaftungen im Wald und in der Landschaftspflege betreibt, zumal auch die Parkanlagen des 

unter Denkmalschutz stehenden Schlosses bewirtschaftet werden müssen. 

Neben der Prüfung möglicher negativer Auswirkungen auf die im Plangebiet ansässigen Landwirte 

bzw. Bewirtschafter gilt es auch die Wertigkeit der betroffenen Flächen wie bspw. das Ertragspotential 

und die Auswirkungen auf die Agrarstruktur in die Abwägung mit einzubeziehen. 
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Abb. 5: Ausschnitt Bodenfunktionsbewertung im Plangebiet 

  

Eigene Darstellung, auf Basis von: www.Bodenviewer.hessen.de (24.07.2019)     

Ausschnitt genordet, ohne Maßstab 

(hellgrün = gering, grün = mittel, orange = hoch; Zugriffsdatum 09.10.2019). 

 

Als Grundlage für Planungsbelange aggregiert die Bodenfunktionsbewertung verschiedene Boden-

funktionen (Lebensraum, Ertragspotenzial, Feldkapazität, Nitratrückhalt) zu einer Gesamtbewertung 

(BodenViewer Hessen). Die Darstellung zeigt, dass der überwiegende Teil einen Bodenfunktionserfül-

lungsgrad von Stufe 2-3 „gering“ (grün) bis „mittel“ (gelb) aufweist. Der überwiegende nördliche Teil 

des Plangebietes weist eine geringe bodenfunktionale Gesamtwertung auf. Das südliche Teilgebiet 

weist eine mittlere Gesamtbewertung auf. Das Ertragspotenzial liegt bei „mittel“ bis „hoch“ und die 

Feldkapazität bei „gering“ bis „mittel“. Flächen die als „sehr hoch“ (rot) bewertet werden sind gemäß 

der Arbeitshilfe „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ möglichst freigehalten und sind an dieser Stelle 

nicht betroffen.  

Durch die extensive Nutzung der Fläche (Grünland, keine Düngung) kann sich der Boden in den 

nächsten 25 Jahren grundlegend regenerieren. 

Förderung von Böden im benachteiligten Raum  

Die Bundesnetzagentur schreibt seit 2015 jedes Jahr Freiflächen-­Photovoltaik im Umfang von bis zu 

600 Megawatt (MW) aus. Seit 2017 haben die einzelnen Länder das Recht, diese Flächen selbst fest-

zulegen. In Hessen gelten ca. 320.000 Hektar landwirtschaftliche Flächen als benachteiligt. Sie ma-

chen etwa zwei Fünftel des Acker­ und Grünlands aus. Deshalb begrenzt die Verordnung den Zubau 

von Freiflächen­-Anlagen auf 35 MW pro Jahr. Das entspricht einer Fläche von rund 50 Hektar. Au-

ßerdem gibt es genügend Beispiele, dass sich Solaranlagen und landwirtschaftliche Nutzung mitei-

nander vertragen können (z.B. durch Beweidung). Diese Vorgaben werden auch für den vorliegenden 
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geplanten Solarpark herangezogen. Auf geschützten Naturflächen nach der FFH­ und der Vogel-

schutzrichtlinie sind die Anlagen nicht gestattet. Diese sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen. 

 

Der Eingriff in den Boden kann auf ein Minimum reduziert werden, da die Module auf sogenannten 

Modultischen montiert und mit einzelnen Metallpfosten befestigt werden. Die Metallpfosten werden in 

den unbefestigten Untergrund gerammt. Hierdurch kann der Versiegelungsgrad innerhalb der für die 

Errichtung des Solarparks ebenfalls verringert werden. Darüber hinaus handelt es sich um eine tem-

poräre Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen. Nach Ablauf der Betriebszeit erfolgt der 

vollständige Rückbau der Anlage. 

Ein entsprechender Vertrag wird zwischen dem Betreiber und der Stadt abgeschlossen.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass durch die Umsetzung des Planvorhabens unter 

Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen langfristige Auswirkungen auf die Agrarstruktur 

und die Belange der Landwirtschaft einschließlich des im Plangebiet tätigen Betriebes nicht zu erwar-

ten sind. Zumal eine Nutzungsänderung der Bewirtschaftung stattfinden kann mit beispielsweise einer 

partiellen Landwirtschaft (Grünland mit Mahd oder/und Schafbeweidung). Darüber hinaus ist der Be-

trieb der Photovoltaik-Freiflächenanlage zeitlich begrenzt, so dass nach Ablauf der Betriebszeit der 

ursprüngliche Zustand wiederhergestellt werden kann. Aufgrund des geringen Versiegelungsgrades 

und den geringen Eingriff in den Boden können irreversible Schäden an Boden und ein Rückgang des 

Ertragspotenzials möglichst gering ausfallen, sodass im Ergebnis die Funktion des Vorranggebietes 

für Landwirtschaft temporär eingeschränkt wird, langfristig jedoch erhalten bleibt. Eine Regeneration 

der Böden im Plangebiet ist in den nächsten 25-30 Jahren zu erwarten.  

 

Zur Strategie für den Ausbau von erneuerbaren Energien kann auf den folgenden Grundsatz verwie-

sen werden: 

 

7.2.1 (G) 

In der Region Mittelhessen sind Aktivitäten und Einrichtungen zur Nutzung erneuerbarer Energien (u.a. 

Windkraft, Solar, Biomasse, Geothermie) mit dem Ziel zu fördern, bis zum Jahr 2020 im Endenergiever-

brauch – ohne Verkehr – einen möglichst regional erzeugten Anteil von über einem Drittel durch erneuer-

bare Energien zu erreichen. 

Zur Energiebedarfsminderung und rationellen Energienutzung sind gemäß dem raumordnerischen 

Grundsatz 7.2.1-9 insbesondere auch die Potenziale erneuerbarer Energien (Wasser, Wind, Sonne, 

Pflanzen, Biogas) zu prüfen. Die Möglichkeiten der Nutzung solarer Strahlungsenergie, wozu auch 

Photovoltaikanlagen gehören, werden somit bereits auf regionalplanerischer Ebene berücksichtigt. 

Eine Steuerung von Photovoltaikanlagen im Außenbereich durch eine konkrete Zuweisung findet 

durch die Raumordnung jedoch nicht statt. Lediglich im LEP findet sich als Zielvorgabe unter Kapitel 

11 folgender Hinweis: 

… Die Errichtung von Anlagen, die diesen Zielsetzungen entsprechen, ist mit Ausnahme von Windkraftan-

lagenparks in den regionalplanerischen Bereichen für Industrie und Gewerbe mit den Erfordernissen der 

Raumordnung vereinbar. 

Eine direkte Vorgabe, Photovoltaikanlagen in Bereichen für Industrie und Gewerbe zu errichten, lässt 

sich hieraus jedoch nicht ableiten, zumal für größere Solarparks die Flächenverfügbarkeit in entspre-
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chenden Gewerbe- und Industriegebieten regelmäßig nicht gegeben sein wird. Auch in Lauterbach 

gibt es keine geeigneten Flächen in Gewerbe- oder Industriegebieten. Die bisherigen Reserven (Stt. 

Wallenrod) sind bereits mit einem Solarpark belegt. Auch Schwellenwerte, die eine bestimmte Grö-

ßenordnung und damit raumrelevante Wirkungen von Freiflächen-Photovoltaikanlagen festlegen, sind 

im Regionalplan nicht enthalten. Jedoch wird i.d.R. der Umfang von 5 ha und mehr als raumbedeut-

sam angesehen. Der vorliegende Solarpark (Fläche des Sondergebietes) hat einen Umfang von rd. 

46,5 ha und dürfte somit aufgrund der Größe, Lage und Nutzung raumbedeutsam sein. Zudem wird 

auf die Zielvorgabe 6.3-3 verwiesen.  

 

 

Bezüglich der Anforderungen an die Standortwahl aus Sicht der Regionalplanung beinhaltet der Regi-

onalplan Mittelhessen 2010 weiterhin insbesondere die folgenden Ziele und Grundsätze: 

 

7.2.3-1 (G) 

Zur Umwandlung solarer Strahlungsenergie in Strom sollen Photovoltaikanlagen an Gebäuden und an 

Bodenstandorten genutzt werden. 

 

Der Betrieb von Dachflächen-Photovoltaikanlagen stellt einen wichtigen Beitrag im Aufbau einer 

dezentralen Energieversorgung dar und kann auch von Privathaushalten umgesetzt werden. Für 

den Betrieb einer großflächigen Dachflächen-Photovoltaikanlage sind jedoch langzeitige Verträge 

dringend erforderlich, um einen ökonomischen Betrieb gewährleisten zu können. Der Vorhabenträ-

ger ist zudem auf die Zustimmung und die Bereitschaft der Eigentümer angewiesen. Eine nur an-

nähernd so große Dachfläche, wie die der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage steht jedoch 

nicht zur Verfügung, weder auf einzelnen öffentlichen Gebäuden der Stadt Lauterbach) noch auf 

gewerblichen Betrieben. Eine angemessene vergleichbare Anlagengröße kann daher nur durch 

eine Freifläche erzielt werden. 

 

7.2.3-2 (G) 

Raumbedeutsame Photovoltaikanlagen sollen vorrangig auf bereits versiegelten bzw. vorbelasteten Flä-

chen errichtet werden.  

 

In der Stadt Lauterbach gibt es keine nennenswerten Konversionsflächen, die für eine Errichtung 

einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zur Verfügung stehen könnten. Vergleiche dazu Kapitel 1.7. 

Standortwahl. Darüber hinaus liegt bei der vorliegenden Freiflächen-Photovoltaikanlage eine 

Raumbedeutsamkeit vor, sodass der Eingriff sich auf einen größeren Raum konzentriert, der nicht 

über nennenswerte größere Konversionsflächen abgedeckt werden kann.  
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7.2.3-3 (Z) 

Unzulässig ist die Errichtung raumbedeutsamer Photovoltaikanlagen in Vorranggebieten für Natur und 

Landschaft, Vorranggebieten für Forstwirtschaft, Vorranggebieten für Landwirtschaft und in Vorranggebie-

ten für den Abbau oberflächennaher Lagerstätten. Die Ziele der Denkmalpflege gem. Kap. 5.6 sind zu be-

achten.  

 

Die Fläche liegt nicht in einem Vorranggebiet für Natur und Landschaft, Vorranggebiet für Forstwirt-

schaft und in Vorranggebieten für den oberflächennahem Lagerstätten. Das Vorranggebiet für Land-

wirtschaft wird jedoch auf einer Fläche von rd. 40 ha Anspruch genommen. Da die Fläche nur über 

einen bestimmten Zeitraum als Solaranlage genutzt werden soll, geht die Fläche der Landwirtschaft 

langfristig nicht verloren, zumal während der Solarnutzung der Unterwuchs als Grünland und somit 

auch eingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden kann. 

Im Textteil zum Regionalplan wird zur Begründung ausgeführt, dass Photovoltaikanlagen an Gebäu-

den regelmäßig nicht raumbedeutsam sind. Bei Anlagen an Bodenstandorten kann jedoch je nach 

Flächengröße und räumlicher Lage eine Raumbedeutsamkeit vorliegen. Als Standortbeispiele für 

raumbedeutsame Photovoltaikanlagen werden genannt: 

• großflächige Parkplätze  

• nicht mehr genutzte Industrie- oder Gewerbeflächen  

• andere vorbelastete Gebiete, z.B. Deponien, militärische Konversationsflächen und ehemalige 

Bahnflächen, sofern sie im Wesentlichen baulich geprägt sind 

• in Vorranggebieten Industrie und Gewerbe ist die Errichtung von Photovoltaikanlagen mit den 

Erfordernissen der Raumordnung vereinbar, soweit für andere gewerbliche Entwicklungen Raum 

bleibt 

Nach dem Regionalplan wird im Zuge der Planung von Standorten für Photovoltaikanlagen regelmä-

ßig eine Prüfung von Standortalternativen gefordert, um das Vorhandensein bzw. Nicht-

Vorhandensein von gemäß dem unter 7.2.3-2 genannten Grundsatz geeigneten Gebieten zu belegen.  

Ergänzend sind die Festlegungen des Teilregionalplans Energie Mittelhessen 2016 zu betrachten. 

An dieser Stelle muss auf die generelle Diskrepanz zwischen der Aufstellung des Teilregionalplanes 

Energie Mittelhessen 2016 und der Änderung des Erneuerbaren Energie Gesetzes (2017) hingewie-

sen werden. Woraus sich die Problematik ergibt, dass zahlreiche der Standorte aus dem Teilregional-

plan Energie die „neuen“ Förderrichtlinien nicht beinhalten können. Aber auch die Flächenverfügbar-

keit, nicht nur auf den Flächen des TRPEM, ist von entscheidender Bedeutung. Die ist bei der vorlie-

genden Planung zu 100% gegeben. Hinzu kommt die Nähe zum Einspeisepunkt und zur Gasverdich-

tungsstation Rixfeld.   
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Abb. 6: Ausschnitt aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016 

 

 

 

In der Stadt Lauterbach gibt es 14 durch den Teilregionalplan Energie (TRPE) vorgegebene Vorbe-

haltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Diese stellen aufgrund mehrerer Kriterien keine 

adäquate Alternative dar. Zumal der vorliegende Standort des Plangebietes den Vorgaben des EEG 

entspricht. (Siehe Kapitel 1.7 Standortwahl). 

 

Aufgrund dieser raumordnerischen Vorgaben ist die Planung solcher Anlagen, vor allem aufgrund der 

Lage und Größe der Anlage, im Einzelfall zu betrachten und raumordnerisch zu bewerten. Der Abwei-

chungsantrag wurde seitens der Stadt Lauterbach parallel im Vorfeld der Entwurfsoffenlage zum Be-

bauungsplan erarbeitet und bei der zuständigen Abteilung des Regierungspräsidiums (Obere Landes-

planungsbehörde) abgegeben. 

Die Zielabweichung wurde mit Beschluss der Regionalversammlung am 27.01.2021 genehmigt. Somit 

ist die vorliegende Planung gemäß § 1 Abs.4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

 

1 
2 
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1.4 Vorbereitende Bauleitplanung 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Lauterbach ist das Plangebiet überwiegend als Fläche 

für die Landwirtschaft und in Teilen als Grünland dargestellt.  

 

Abb. 7: Wirksamer Flächennutzungsplan Stadt Lauterbach  

 

 

Der Bebauungsplan ist daher derzeit nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, so dass im Pa-

rallelverfahren gemäß § 8 Abs.3 BauGB eine Änderung des Flächennutzungsplanes für diesen Be-

reich erfolgt. 

 

 

1.5 Verbindliche Bauleitplanung 

Für das Plangebiet gibt es bisher keinen rechtskräftigen Bebauungsplan. Die Fläche ist als Außenbe-

reich im Sinne des § 35 BauGB zu beurteilen.  

 

 

1.6 Sonstige informellen Planungen  

Die Themen Klima-, Umwelt- und Ressourcenschutz haben mittlerweile in allen Politikbereichen Ein-

gang gefunden. Die gestiegene Bedeutung des Themas wird auch an den verschiedenen, mittlerweile 

ergangenen gesetzlichen Maßnahmen und Vorgaben erkennbar, die in der Summe dazu beitragen 

sollen, die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern zu minimieren. 
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Hierbei ist insbesondere das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu nennen, das den Zweck ver-

folgt,  

… im Interesse des Klima- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu 

ermöglichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die Einbeziehung lang-

fristiger externer Effekte zu verringern, fossile Energieressourcen zu schonen und die Weiterentwicklung 

von Technologien zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien zu fördern (§ 1 Abs.1 EEG). 

In der Umsetzung des Gesetzes wird den Betreibern der für eine Förderung in Frage kommenden 

Anlagen über einen bestimmten Zeitraum ein fester Vergütungssatz für den erzeugten Strom gewährt, 

um einen wirtschaftlichen Betrieb der Anlagen zu ermöglichen. Gefördert wird die Erzeugung von 

Strom aus Wasserkraft, Deponie-, Klär- und Grubengas, Biomasse, Geothermie, Windenergie und 

solarer Strahlungsenergie. Zu den Bedingungen, die an eine Förderung geknüpft sind, sei auf die 

Ausführungen in den nachfolgenden Kapiteln verwiesen.  

Die geplante Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage erfolgt auf landwirtschaftlich genutzten 

Flächen. Weitere Standortvoraussetzungen ergeben sich hinsichtlich der angestrebten Vergütung 

zudem unmittelbar aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz2. Im EEG werden in diesem Sinne die 

Voraussetzungen zu Vergütung von Strom, der durch solare Strahlungsenergie erzeugt wird, benannt. 

So erfolgt eine Vergütung grundsätzlich dann, wenn die Anlage an oder auf einer baulichen Anlage 

angebracht ist, die vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom aus solarer Strah-

lungsenergie errichtet worden ist. Ist letzteres nicht der Fall, so erfolgt eine Vergütung nur, wenn die 

Anlage im Geltungsbereich eines Bebauungsplans i.S.d. § 30 BauGB oder auf einer Fläche gemäß § 

38 BauGB errichtet wird. 

Die Vorgaben des § 37 EEG stellen im Ergebnis auch eine Steuerung bezüglich der Auswahl unbe-

bauter Flächen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen dar. Die vorliegend beantragte 

Fläche stellt eine landwirtschaftlich genutzte Freifläche dar, sodass im Zuge der Errichtung des ge-

planten Solarparks die Vergütungsvoraussetzungen gemäß EEG grundsätzlich erfüllt werden können. 

 

Sonstige Standortvoraussetzungen 

Bei der Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind schließlich weitere grundsätzliche Krite-

rien und Anforderungen an die Standortwahl zu beachten: 

• Es muss eine möglichst hohe Globalstrahlung gegeben sein. Diese beträgt in Deutschland durch-

schnittlich 1000 kWh/ m². Zudem darf die Fläche nicht durch Bäume, Gebäude o.ä. verschattet 

sein.  

• Des Weiteren sollten bestimmte topographische Faktoren gegeben sein, die einen günstigen Ein-

strahlwinkel ermöglichen. Die Fläche sollte daher vorzugsweise nach Süden exponiert sein. 

• Ebenfalls relevante Kriterien sind eine günstige Verkehrsanbindung sowie die Lage zum nächsten 

Einspeisepunkt. 

• Als Grundvoraussetzung muss vor allem die Grundstücksverfügbarkeit angesprochen werden, 

ohne die eine Realisierung nicht möglich ist (Eigentumsfläche, Pachtfläche). Der Nachteil bei nicht 

eigenen Flächen ist neben dem benötigten Einverständnis des Eigentümers, die zu entrichtende 

 

2 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2532) geändert worden ist. 
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Pacht sowie Entschädigungszahlungen, die für die Wirtschaftlichkeit eines vergleichsweise klein-

flächigen Solarparks nicht unerheblich sind. 

• Schließlich sind naturschutzfachliche Gegebenheiten und Anforderungen zu beachten. 

Die oben aufgeführten Standortbedingungen sind beim vorliegenden Bebauungsplan gegeben. 

 

 

1.7 Standortwahl im Gesamtgemarkungsgebiet der Stadt Lauterbach  

In Bezug auf die regionalplanerisch vorgegebenen Standorte (Regionalplan 2010, TRPE; 2016) ist für 

die Stadt Lauterbach zu konstatieren, dass es keine militärischen oder wirtschaftlichen Konversions-

flächen in der benötigten Größe gibt. Gleiches gilt für größere Gewerbe- und Industriebrachen, die im 

Stadtgebiet und in der Gemarkung nicht vorhanden sind. Auch eine Platzierung der Anlage in einem 

Vorranggebiet Industrie und Gewerbe ist nicht möglich, da die vorhandenen noch nicht bebauten Flä-

chen in diesen Vorranggebieten hinsichtlich ihrer Größe nicht ausreichend sind. Weiterhin kann auch 

nicht auf Deponiestandorte oder größere Parkplätze zurückgegriffen werden.  

 

Die Vorgaben des EEG zur Einspeisevergütung sind vorliegend gegeben, da es sich um eine bisher 

ackerbaulich genutzte Fläche handelt, die im weiteren Verlauf bauplanungsrechtlich als Sonderbauflä-

che ausgewiesen und im Bodenbereich überwiegend als Grünfläche genutzt werden soll.  

Die anvisierte Fläche entspricht auch den allgemeinen Standortvoraussetzungen bzgl. der Topogra-

phie, der verkehrlichen und technischen Anbindung. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen auch keine Er-

kenntnisse über betroffene Schutzgebiete (Landschutzgebiete, Naturschutzgebiete, Natura-2000-

Gebiete etc.) vor. Weiterhin ist hier die Voraussetzung des Zugriffs auf die Grundstücke gegeben.   

Ein weiterer Vorteil des Standortes ist die unmittelbare Nähe zur Gasverdichtungsstation Rixfeld. 

Langfristiges Ziel ist es die gewonnene Energie aus dem Solarpark in der Gasinfrastruktur zwischen 

zu speichern. Power-to-Gas (kurz PtG oder P2G, frei übersetzt: ‚Elektrische Energie zu Gas‘) ist ein 

energiewirtschaftliches Konzept (bzw. eine Technologie), nach dem mittels Wasserelektrolyse und 

ggf. nachgeschalteter Methanisierung unter Einsatz elektrischen Stroms ein Brenngas hergestellt wird. 

Dieses Brenngas (d. h. Wasserstoff, ggf. Methan) kann gespeichert und später für verschiedene Zwe-

cke verwendet werden. Unter anderem kann es in Form von Power-to-Fuel im Verkehrswesen genutzt 

werden (insbesondere als Treibstoff für Schiffe und Flugzeuge), als chemischer Rohstoff dienen (übli-

cherweise als Power-to-Chemicals bezeichnet) oder zur späteren Rückverstromung in Gaskraftwerken 

in der Gasinfrastruktur zwischengespeichert werden. Die Entfernung der Gasverdichtungsstation und 

dem Solarpark beträgt nur rd. 1000m. In Ergänzung mit den drei vorhandenen Windrädern nördlich 

von Rixfeld stellt der Raum eine besondere Bedeutung für die Erneuerbare Energien im Vogelsberg-

kreis dar. 

 

 

1.8 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und 

Gemeinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der 

Neuinanspruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. § 1 

Abs. 5 BauGB sieht nun zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maß-

nahmen der Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird 

daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit 

https://de.wikipedia.org/wiki/Energiewirtschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Technologie
https://de.wikipedia.org/wiki/Wasserelektrolyse
https://de.wikipedia.org/wiki/Methanisierung
https://de.wikipedia.org/wiki/Elektrischer_Strom
https://de.wikipedia.org/wiki/Brenngas
https://de.wikipedia.org/wiki/Power-to-Fuel
https://de.wikipedia.org/wiki/Schiff
https://de.wikipedia.org/wiki/Flugzeug
https://de.wikipedia.org/wiki/Power-to-Chemicals
https://de.wikipedia.org/wiki/Gaskraftwerk
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der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden soll; dabei 

sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen 

insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkei-

ten zählen können.  

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass etwa in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen 

ist, dass die Kommunen Bemühungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flä-

chen zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

Aufgrund der geplanten Größe des Parks und der Art der Energiegewinnung (Freiflächenphotovoltaik-

anlage) stellt ist der Innenbereich definitiv keine Alternative. Die mögliche Montage der Module auf 

öffentlichen und privaten Dächern stellt zwar grundsätzlich eine Alternative dar, kann jedoch in dem 

Umfang nicht über eine Bauleitplanung durch die Stadt Lauterbach gesteuert werden. 

 

 

1.9 Verfahrensart und -stand 

Aufstellungsbeschluss gemäß  

§ 2 Abs.1 BauGB  

15.12.2009 

Bekanntmachung: 19.02.2010 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  

§ 3 Abs.1 BauGB 

22.02.2010 – 12.03.2010 

Bekanntmachung19.02.2010 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger 

Träger öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs.1 BauGB 

Anschreiben: 19.02.2010 

Frist 16.03.2010 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  

§ 3 Abs.2 BauGB 

03.02.2020 – 04.03.2020 

Bekanntmachung: 25.01.2020 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 

öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs.2 BauGB 

Anschreiben: 29.01.2020 

Frist analog § 3 Abs.2 BauGB 

 

Satzungsbeschluss gemäß  

§ 10 Abs.1 BauGB 

24.03.2021 

Die Bekanntmachungen erfolgen im Lauterbacher Anzeiger (amtliches Bekanntmachungsorgan der Stadt Lauter-

bach). 

 

Der Bebauungsplan (qualifizierter Bebauungsplan) wird im zweistufigen Verfahren mit FNP-Änderung 

und Umweltprüfung aufgestellt und durchgeführt. Auf dem Scopingtermin 27.11.2018 wurde bereits 

mit der zuständigen Genehmigungsbehörde (RP Gießen) erörtert, das die frühzeitige Beteiligung aus 

dem Jahre 2009/2010 wieder aufgenommen und als 1. Verfahrensschritt gewertet werden kann. Die 

Unterlagen sind jetzt auf das neue Vorhaben und auf die aktuellen gesetzlichen Grundlagen ausge-

richtet. 
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Derzeit liegen keine Gründe vor die gesetzlich vorgeschriebene Auslegungszeit des § 3 Abs.2 BauGB 

von mindestens einem Monat zu verlängern. Zum Vorentwurf sind seitens der Öffentlichkeit keine 

Anregungen und Hinweise eingegangen, das Plankonzept wurde nicht geändert. Vor dem Entwurfs- 

und Offenlegungsbeschluss wurde die Wiederaufnahme der Planung in verschiedenen öffentlichen 

Sitzungen thematisiert, vorgestellt und erörtert. 

 

 

1.10 Änderung zum Entwurf  

Der Geltungsbereich wurde minimal im Nordosten für naturschutzrechtliche und artenschutzrechtliche 

Maßnahmen vergrößert. Als weitere Änderung gegenüber der Planung 2009/2010 sind die Grün- und 

Abstandskorridore bei den Hochspannungsleitungen und im Bereich der Grabenparzellen zu sehen.  

 

 

 

2 Städtebauliche Konzeption  

Die Firmen Enerparc und KLM Architekten planen zusammen mit dem Grundstückseigentümer auf 

einer derzeit ackerbaulich genutzten Freifläche südlich des Stadtteils Frischborn und südwestlich des 

Schlosses Eisenbach eine Solarstromanlage (Freiflächen-Photovoltaikanlage) zu errichten. Hier sollen 

auf rund 46,5 ha mittels Leichtmetallkonstruktionen Solarmodule hangparallel montiert werden.  

Die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage besteht aus der eigentlichen Solarstromanlage, die auf-

geständert wird, samt Nebeneinrichtungen (wie z.B. Wechselrichterstationen) und einer Zaunanlage, 

die das gesamte Gebiet einfrieden und sichern soll. 

Die Solarstromanlage besteht i.d.R. aus folgenden Komponenten:   

• Solarmodule,  

• Moduluntergestelle,  

• Zentral-Wechselrichter,  

• Umspannwerk und Trafostationen,  

• Übergabestation und  

• ober- und unterirdisch verlegter Kabel 

 

 

Die Module werden i.d.R. hangparallel in südliche Richtung mittels Leichtmetallkonstruktionen mit 

einem fest definierten Winkel (i.d.R. 25°) zur Sonne nach Süden hin aufgeständert (siehe nachfolgen-

des Foto).  

Die Module werden hangparallel in südliche Richtung mittels Leichtmetallkonstruktionen mit einem fest 

definierten Winkel (i.d.R. 25°) zur Sonne nach Süden hin aufgeständert (siehe nachfolgendes Photo).  
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Abb.8: Beispiel für Modultisch    Abb. 9: Beispiel für aufgeständertes Modulfeld 

(Quelle: www.solarvserver.de)     (Quelle: www.solarvserver.de) 

 

Die Module werden auf sog. Modultischen angeordnet, welche auf jeweils 4-5 in den Boden geramm-

ten Metallpfosten befestigt sind. Die Metallpfosten sind aus feuerverzinktem Stahl und werden in den 

unbefestigten Untergrund gerammt. Hierdurch kann der Versiegelungsgrad innerhalb des Plangebie-

tes auf ein Minimum beschränkt werden.  

Bei den zu verwendenden Photovoltaikmodulen können verschiedene Technologien angewendet 

werden. Beispielsweise Module mit Dünnschicht-Technologie oder mit Silizium-Technologie. Grund-

sätzlich wird die Art der zu verwendenden Module über den Bebauungsplan nicht abschließend fest-

gesetzt (planerische Zurückhaltung). Das Parkmanagement und die Anordnung der Module sind der 

nachfolgenden Abbildung zu entnehmen.  

Abb.10: Anordnung der Modulreihen (Konzept unverbindlich) 

 

 

Quelle: Enerparc Solar Invest XX GmbH und KLM Architekten 

http://www.solarvserver.de/
http://www.solarvserver.de/
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Die Neigung der Tische beträgt i.d.R. um die 25°. Bei der Befestigung der Module an dem Tischgestell 

entstehen häufig offene Fugen (ca. 3 cm breit), so dass bei einem Regenereignis das Niederschlags-

wasser zwischen den einzelnen Modulen abfließen kann und somit eine flächige und keine kon-

zentrierte Versickerung von Niederschlägen im Plangebiet gegeben ist. Der Abstand zwischen der 

Geländeoberkante und der Unterkante des Tisches beträgt i.d.R. rund 0,80 m – 1,5 m. Der Abstand 

zwischen Geländeoberkante und Oberkante des Tisches beträgt zwischen 2-3,5 m. Die einzelnen 

Tische werden hintereinander in einem lichten Reihenabstand von rund 4,0 m aufgestellt, auch das 

kann je nach Art des Modultisches und der Neigung der Tische leicht variieren.  

Bei Modulen, die Gleichstrom produzieren, werden diese miteinander verkabelt und gebündelt (Kabel-

stränge) und an die Zentralwechselrichterstationen angeschlossen. Hier findet die Umwandlung von 

Gleichstrom zum netzüblichen Wechselstrom statt. Die einzelnen Kabel werden in Kabelgräben zu 

dem jeweiligen Wechselrichter unterirdisch verlegt. Die Kabel werden in 0,8m bzw. 1,0m tiefen und bis 

zu max. 1,0 breiten Kabelgräben in die Erde eingebracht, verlegt und anschließend mit Erde wieder 

verfüllt. Die Mittelspannkabel (20kV- Kabel) werden von den Wechselrichterstationen bis zum Einspei-

sepunkt (im oder außerhalb des Plangebietes) mit einem Kabelpflug mit einer Tiefe von 1,0m verlegt.  

 

Für die Erschließung der gesamten Photovoltaik-Freiflächenanlage muss eine entsprechende Wege-

gestattung bei der Stadt bzw. beim Grundstückseigentümer beantragt werden. Die Zufahrt über die 

ausgebauten Feldwege wird vor allem in der Bauphase regelmäßig genutzt. Während der Betriebs-

phase findet eine geringe Nutzung durch Service- und Wartungspersonal sowie durch Besucher der 

Anlage statt. Innerhalb des Solarparks werden insbesondere für die Bauphase (Materialtransport) und 

später für die erforderlichen Wartungsarbeiten Baustraßen erforderlich. Diese sollen als Schotterrasen 

ausgebildet werden. Zufahrten zu den Wechselrichterstationen sind für den Schwerlastverkehr auszu-

legen (Gewicht Trafogebäude; Trafo und Wechselrichter ca. 35t). Die Oberfläche aller Baustraßen ist 

versickerungsfähig auszubilden.  

 

Das gesamte Gelände erfährt eine Einzäunung. Die Erforderlichkeit ergibt sich aus der Gefahrenab-

wehr des Zutritts Unbefugter (elektrischer Betriebszaun), dem Schutz vor Vandalismus und vor Dieb-

stahl und den versicherungstechnischen Anforderungen der finanzierenden Banken. Die Einfriedung 

besteht aus einem Zaun inkl. Übersteigschutz mit einer Gesamthöhe von mind. 2,30m. Der Zaun hat 

einen mittleren Bodenmindestabstand von ca. 10cm oder ist so grobmaschig, so dass ein ständiger 

Wechsel von Kleinsäugern stattfinden kann.  

 

Die Errichtung der Anlage gliedert sich in folgende Bauabschnitte: 

1. Errichtung des Zauns (Vorabmaßnahme) 

2. Baustelleneinrichtung innerhalb der Zaunanlage, 

3. Rammen der Modultischpfosten, 

4. Errichtung des Modulgestells, 

5. Befestigen der Module und Verkabelung der einzelnen Module untereinander sowie der Ti-

sche, 

6. Kabel werden zusammengefasst und in den Kabelgräben und in Kabeltragsystemen am Mod-

 ultisch zu den Wechselrichtern incl. Trafo geführt,  

7. Netzanbindung zur Einspeisung des Solarstroms in das öffentliche Stromnetz. 
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Nach derzeitigem Planungsstand wird die geplante Solaranlage einen jährlichen Ertrag von ca. 50 

MWp erzielen. Dies entspricht die theoretische Versorgungsleistung von über 17.0000 Haushalten. 

Der gesamte erzeugte Strom wird in das öffentliche Stromnetz eingespeist und durch die Vergütung 

durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) für 20 Jahre plus das Jahr der Inbetriebnahme geför-

dert und /oder auf dem freien Strommarkt (Börse) oder mittels PPA Verträge verkauft. 

 

Nach Ablauf des Baurechts auf Zeit / bzw. einer möglichen Förderung ist nach den heutigen Rechts-

grundlagen geplant, die Anlage zurückzubauen und die Fläche dann wieder rein landwirtschaftlich zu 

nutzen. Die Details zum Rückbau und zur Folgenutzung der Fläche können über einen Städtebauli-

chen Vertrag gemäß § 11 BauGB geregelt werden. Eine bauleitplanerische Festsetzung (z.B. nach § 9 

Abs.2 BauGB, Baurecht auf Zeit)) hinsichtlich einer zeitlichen Befristung der Nutzung erfolgt durch die 

textliche Festsetzung 1.15. Die landwirtschaftliche Nutzung des Plangebietes kann somit langfristig 

bestehen bleiben, da es sich um eine zeitlich befristete Nutzung handelt und nach erfolgtem Rückbau 

eine vollumfängliche Wiederaufnahme der jetzigen Nutzungsstruktur erfolgen kann.  

 

Die Erschließung des Gebietes kann sowohl von den lw. Hauptwirtschaftsweg, der südlich der Ortsla-

ge Frischborn in Richtung der Aussiedlerhöfe Auhof und Sonnenhof verläuft bzw. über den von Osten 

aus (Schloss Eisenbach) verlaufenden Hauptwirtschaftsweg erreicht werden. Als Option sollte im 

Westen des Geltungsbereiches die Errichtung eines Informationscenters oder eines Betriebsgebäudes  

ermöglicht werden, das über die o.g. Feldwege angefahren werden kann.  

Die Solarmodule werden von West nach Ost hangparallel im Bereich der überbaubaren Flächen an-

geordnet. Der Bebauungsplan gibt durch die Darstellung der Baugrenze die künftige mit Modulen zu 

überstellende Fläche im Plangebiet vor. Im Bereich der im Westen verlaufenden Hochspannungslei-

tungen (20 kV und 110 kV Freileitung) sind im Bereich der Schutzstreifen keine Module geplant, so 

dass diese Bereiche als Grünland genutzt werden sollen. Zu den jeweils angrenzenden lw. Flächen 

besteht ein ausreichender Abstand, da jeweils lw. Wirtschaftswege das Plangebiet begrenzen. Um 

den Eingriff in Natur und Landschaft bzw. in das Landschaftsbild deutlich zu minimieren, soll die ge-

samte Anlage zu den angrenzenden lw. Wegen durch eine geschlossene Gehölz- und Heckenan-

pflanzung eingegrünt werden. Bei der 4,5m breiten Eingrünung wird jedoch auf die Pflanzung von 

Bäumen 1. und 2. Ordnung verzichtet, da diese im unmittelbar angrenzenden Bereich der Module zu 

einer Beschattung führen würden und auch der Pflanzabstand zu lw. Nutzflächen nicht eingehalten 

werden kann. Aufgrund der geplanten Höhe der Module wird durch die Gehölzanpflanzungen die un-

mittelbare Einsicht auf das Gelände verhindert. Die Gehölzpflanzungen soll in Kombination mit der 

erforderlichen Einfriedung gepflanzt werden, wobei zum jetzigen Planungszeitpunkt die Lage der Ein-

friedung innerhalb des Grundstückes noch nicht festgesetzt ist. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, 

den Zaun unmittelbar am lw. Weg oder in die Fläche hinein – hinter der Gehölzanpflanzung - zu plat-

zieren. Da die Gehölzpflanzungen auch vom lw. Weg aus gepflegt werden können, wird aus städte-

baulicher Sicht die Platzierung der Zaunanlage jeweils auf der vom Feldweg abgewandten Gehölzsei-

te empfohlen. Somit wird auch die Einfriedung von der geschlossenen Gehölz- und Hecken-

anpflanzung in der visuellen Erscheinung verdeckt. Im östlichen Geltungsbereich befinden sich auf 

dem Flurstück 1 Biotopstrukturen, die im Rahmen der Bauleitplanung gemäß § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB 

als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit 

dem Entwicklungsziel Baumhecke und Reptilienbiotop zum Erhalt festgesetzt werden. Die bestehen-

den Gehölze sind hier zum Erhalt festgesetzt. Auch im Süden der Anlage befinden sich land-

schaftsprägende Einzelbäume und Extensivgrünland bzw. Saumbereiche, die über den Bebauungs-
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plan zum Erhalt festgesetzt wurden. Aufgrund des Baumbestandes wird die Baugrenze in diesen Be-

reich teilweise auf 20,0m zur Grundstücksgrenze zurückgenommen.  

 

Im Westen des Plangebietes verlaufen mehrere Versorgungsleitungen, die die Nutzbarkeit der Fläche 

einschränken. Neben der 20 kV- und 110 kV-Freileitung, die zum jetzigen Planungszeitpunkt mit ei-

nem Schutzstreifen von 7,50m bzw. 15,0m festgesetzt werden, befindet sich im Westen auch eine 

Gasleitung, für die ein Schutzstreifen von jeweils 5,0m rechts und links der Leitungsachse festgesetzt 

wird. Aufgrund der hier vorhandenen Grunddienstbarkeiten ist eine Überbauung dieser Flächen nicht 

vorgesehen. Auch die Randeingrünung des Solarparks wird im Bereich unterhalb der Freileitungen 

bzw. im Bereich der Gasleitung nicht vorgenommen.  

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche in 

Kombination mit den textlichen Festsetzungen 1.2 und 1.3 festgelegt. Für die baulichen Anlagen (u.a. 

Zentralwechselrichter sowie Nebenanlagen) wird eine absolute Grundfläche festgesetzt. Die Modulti-

sche selbst werden auf vier Ständer, die in den Boden gerammt werden sollen, befestigt, so dass hier 

von einer flächenhaften Versiegelung nicht ausgegangen werden kann. Jedoch ist eine Überstellung 

der Flächen innerhalb der überbaubaren Flächen möglich, wobei das Niederschlagswasser zwischen 

den Modulen und Modultischen auf dem Gelände natürlich versickern kann. Somit findet keine Versie-

gelung i.S. der Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) statt, so dass von der Festsetzung der 

Grundflächenzahl für das Sondergebiet bis auf die Gebäude und technischen Einrichtungen abgese-

hen wird.  

 

 

 

3 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die Erschließung des Gebietes erfolgt über bestehende und ausgebaute lw. Wege, die von der Orts-

lage von Frischborn sowie vom Schloss Eisenbach zum Plangebiet führen. Da die Nutzung des Son-

dergebietes grundsätzlich mit einem nur sehr geringen Verkehrsaufkommen verbunden ist, besteht 

kein weiterer Handlungsbedarf zusätzliche Erschließungsstraßen über die Planung vorzusehen. Die 

innerhalb des Plangebietes erforderlichen Betriebswege und Zufahrten sind in Abhängigkeit der Auf-

stellung der einzelnen Modultische vorzusehen, so dass hier über den Bebauungsplan keine direkten 

Ausweisungen und Vorgaben festgesetzt werden. Da Zufahrten und Erschließungstrassen auch im 

Bereich der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind, besteht auf Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. Grundstückszufahrten und Verbindungswege unter-

halb der Freileitungen sowie Brandabschottungsstreifen werden jedoch gemäß den Vorgaben des 

Anlagenbetreibers mit in die Plankarte aufgenommen und dargestellt.  

Die angrenzenden lw. Wirtschaftswege werden durch die Planung nur indirekt tangiert. Der lw. Ver-

kehr kann weiterhin aufgrund der im Plangebiet vorgenommenen Festsetzungen ungehindert die Wirt-

schaftswege nutzen. 
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Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffentli-

cher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) beach-

tet werden müssen.  

 

Hessen Mobil Gelnhausen 

Die verkehrliche Erschließung soll über das vorhandene Wirtschaftswegenetz ausgehend von der Ortslage 

Frischborn und dem Schloss Eisenbach sichergestellt werden. Wirtschaftswege als nicht öffentliche Wege dürfen 

nicht dauerhaft zu Erschließungszwecken herangezogen werden. Wirtschaftswege werden in der Flurbereinigung 

angelegt und geregelt und unterliegen nicht den gesetzlichen Regelungen des Hess. Straßengesetzes und sind 

auch nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet.  

Straßenbeschädigungen und Beschädigungen der zur Erschließung beabsichtigten Wirtschaftswegeanbindung 

an das klassifizierte Straßennetz (B275), die auf die Anlieferung von Baustoffen und Anlagenteilen zurückzufüh-

ren sind, sind durch die Stadt Lauterbach bzw. den Anlagenbetreiber auf deren/dessen Kosten zu beseitigen. In 

diesem Zusammenhang bitten wir uns das Transportkonzept vorzulegen. Ggf. notwendige Ausbaumaßnahmen 

sind dann entsprechend zwischen den Wegeeigentümer vertraglich vor einer Inanspruchnahme zu regeln. 

Wir weisen darauf hin, dass die bestehenden Wirtschaftswegeverbindungen an die Bundesstraße 275, die zum 

Schloss Eisenbach führen, nicht für die Aufnahme öffentlicher Verkehre ausgelegt sind. Im weiteren Verlauf 

kreuzt hier auch der Vulkanradweg. Hier müssen u.E. für die NutzerInnen des Vulkanradweges mind. für den 

Zeitraum der Errichtung der PV-Anlagen entsprechende Sicherungsmaßnahmen vorgesehen werden.  

Energieversorgungsnetz innerhalb der Straßenparzelle der klassifizierten Straßen ist vor Verlegung der Kabel auf 

Antrag der/des Leitungsbetreiber/s ein Straßenbenutzungsvertrag (Gestaltungsvertrag) gemäß den Nutzungs-

richtlinien abzuschließen. Dem Einpflügen von Erdkabeln auf dem Gelände klassifizierter Straßen wird nicht zu-

gestimmt. Wir weisen in diesem Zusammenhang auf die in § 35 BauGB geregelte Rückbauverpflichtung hin und 

dass der Abschluss des Gestaltungsvertrages von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden kann.  

 

 

 

4 Inhalt und Festsetzungen 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 

sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 

künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienen-

de sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige 

Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Kli-

maschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung fördern sowie die 

städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

Zur Ausführung dieser Grundnormen und zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten 

Entwicklung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen 

und textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplanaufgenommen worden.  

 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Im Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage gemäß § 11 Abs. 2 

BauNVO ausgewiesen (Festsetzung 1.1 und 1.2). Innerhalb des sonstigen Sondergebietes sind fol-

gende bauliche Anlagen zulässig: 
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1. Photovoltaik-Freiflächenanlagen (z.B. Modultische mit Solarmodulen)3,  

2. Technische Nebenanlagen/-einrichtungen (z.B. Zentralwechselrichter, Transformatorenstatio-

nen), 

3. Zufahrten, Baustraßen und Wartungsflächen, 

4. Umspannwerk 

Somit sind in erster Linie technische und betriebsnotwendige Einrichtungen und Erschließungswege 

zulässig, die der Produktion von Solarstrom dienen. Im westlichen Bereich kann ein Gebäude (hier 

Umspannwerk) errichtet werden, dass als technische Einrichtung zwingend erforderlich ist. 

 

Die Festsetzung ermöglicht die Errichtung des geplanten Solarparks. Zudem werden somit in erster 

Linie auch die erforderlichen technischen und betriebsnotwendigen Einrichtungen und Erschließungs-

wege zugelassen, die der angestrebten Produktion von Strom aus solarer Strahlungsenergie dienen. 

Aufgrund der Lage der Fläche und dem damit verbundenen Schutzstatus wird unter 1.15 eine Rück-

bauverpflichtung der Anlage sowie die Nachfolgenutzung (lw. Nutzung) festgesetzt. Die im Plangebiet 

festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen sind somit nach den heutigen gesetz-

lichen Vorgaben nur auf den Zeitraum des tatsächlichen Anlagenbetriebs beschränkt (25 Jahre, ab 

dem Tag des Anschlusses der Anlage an das Stromnetz). Nach Ablauf der 25 Jahre besteht die Opti-

on einer Laufzeitverlängerung von maximal 5 Jahren. Danach erfolgt ein Rückbau der Photovoltaikan-

lage (einschl. Nebenanlagen, Einfriedungen und Fundamente). Als Folgenutzung wird die bisherige 

lw. Nutzung (Acker/Grünland) festgesetzt. 

 

 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 

BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 

öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. Zum 

Maß der baulichen Nutzung werden daher die Grundflächenzahl und die Baumassenzahl festgesetzt. 

Hinzu kommt eine Festsetzung zur Höhenentwicklung baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes.  

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs.3 

BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 

öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  

 

Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen 

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Freiflächen-Photovoltaikanlage wird für das 

Betriebsgebäude, die Zentralwechselrichter und sonstigen Nebenanlagen eine maximale Grundfläche 

festgesetzt.  

Der Bebauungsplan setzt diesbezüglich fest: 

1. Für Nebenanlagen und die Zentralwechselrichter ist je Einrichtung eine maximale GF 

von 20 m² zulässig   

 
3 Zu den Anlagen zählen aber auch z.B. fest aufgeständerte und nachgeführte Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

und solarthermische Anlagen jeder Art, der Anlagentyp wird nicht abschließend festgesetzt. 
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2. Für das Umspannwerk ist eine maximale Grundfläche (GF) von 500 m² zulässig 

 

Für die überwiegenden Flächen des Sondergebietes, auf denen die Modultische errichtet werden, wird 

jedoch keine Grundflächenzahl oder eine maximale Grundfläche festgesetzt, da der Eingriff in Natur 

und Landschaft durch die Modultische im Verhältnis zur Größe des Plangebietes im Ergebnis nur eine 

untergeordnete Rolle spielt. 

 

Grundflächenzahl (GRZ) Grundfläche (GF) 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 

i.S.d. § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Die zulässige Grundfläche ist der Teil des Baugrundstückes, 

der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf.  

Im Sondergebiet Zweckbestimmung Photovoltaik-Freiflächenanlage wird für das Umspannwerk, 

Zentralwechselrichter und weitere Nebenanlagen eine Grundfläche festgesetzt (textliche Festsetzung 

1.2).  

Demnach ist für das Umspannwerk im südwestlichen Geltungsbereich eine max. Grundfläche von 

500qm zulässig. Die im Plangebiet vorgesehenen Wechselrichter können jeweils eine max. Grundflä-

che von 20qm4 aufweisen. Weitere Nebenanlagen dürfen ebenfalls jeweils mit einer max. Grundfläche 

von 20m errichtet werden (z.B. Generatoranschlusskästen5). Für die überwiegenden Fläche des Son-

dergebietes, auf denen die Modultische errichtet werden, wird keine Grundflächenzahl bzw. Grundflä-

che festgesetzt, da der Eingriff in Natur und Landschaft durch die Modultische im Verhältnis zur Größe 

des Plangebietes eine absolut untergeordnete Rolle spielt. Siehe auch Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-

rung Kapitel 7 bzw. die Ausführungen in der Umweltprüfung. Die Entwicklung der Grünlandflächen 

unter den Modulen wird durch ein Monitoring überprüft und begleitet.  

 

Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 

19 Abs.3 BauNVO zulässig sind. Entfällt bei dieser Planung. 

 

Zahl der Vollgeschosse (Z) 

Die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen wird zunächst durch die Zahl der zulässigen Vollge-

schosse bestimmt. Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff wie folgt:  

Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die 

Geländeoberfläche hinausragt und die eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein 

Geschoss im Dachraum und ein gegenüber mindestens einer Außenwand des Gebäudes 

zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) ist ein Vollgeschoss, wenn es diese 

Höhe über mindestens drei Viertel der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. 

Garagengeschosse sind Vollgeschosse, wenn sie im Mittel mehr als 2 m über die Gelände-

oberfläche hinausragen. 

Entfällt aufgrund der Art der baulichen Nutzung. 

 

 
4 Die abschließende Größe und Anzahl werden derzeit noch geprüft  

5 Nebeneinrichtungen wie Generatorenanschlusskästen (Feldverteilungen) mit geringen Abmessungen </= 

2,00m³ Volumen sind an den Modulgestellen oder auf dem Gelände freistehend in erforderlicher Anzahl zulässig. 
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Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung (HBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses 

höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher empfiehlt sich die ergänzende Festsetzung einer Höhenbe-

grenzung, um zu dokumentieren, dass sich die geplante Bebauung innerhalb des zur Ausweisung 

gelangenden Sondergebietes im Wesentlichen in die vorhandene Umgebung einfügt und auch hin-

sichtlich der Lage im Außenbereich verträglich dimensioniert ist.  

Festgesetzt (1.3) wird die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen innerhalb des Sonstigen Son-

dergebietes, um somit auch die Höhenentwicklung der Photovoltaikanlage sowie der ergänzenden 

technischen und sonstigen Nebenanlagen eindeutig bestimmen zu können. Für die Modultische wird 

eine maximale Höhe von 4,00m über Geländeoberkante festgesetzt. Für die Technischen Nebenanla-

gen kann ausnahmsweise eine maximale Höhe von 3,50m (Oberkante Gebäude) und für das Um-

spannwerk eine maximale Höhe von 20,0m (Oberkante Gebäude) zugelassen werden. 

Da diese baulichen Anlagen gegenüber der Gesamtfläche eine deutliche untergeordnete Rolle ein-

nehmen, wurde im Zusammenhang mit dem möglichen Eingriff in das Orts- und Landschaftsbild die 

Oberkante der Gebäude bzw. die Höhe der Modultische festgelegt.  

 

Die Darstellung der Fläche der Art der baulichen Nutzung erfolgt innerhalb und außerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen farbig gemäß Planzeichenverordnung. 

 

 

4.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Die Ausweisung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt mittels Baugrenzen. Im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans werden demnach flächenhaft Baugrenzen festgesetzt, die mit den Solar-

modulen nicht überschritten werden dürfen. Gemäß textlicher Festsetzung 1.5 wird bestimmt, dass im 

Sondergebiet innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksfläche Nebenanlagen (z.B. Einfriedun-

gen, Stellplätze und Fahrgassen) zulässig sind. Somit können innerhalb des Plangebietes außerhalb 

der Baugrenzen auch Zuwegungen zu den Einfriedungen geschaffen werden, so dass hier eine stän-

dige Wartung und Kontrolle der Einfriedung möglich ist.  

 

Darüber hinaus wird festgesetzt, dass innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft keine baulichen Anlagen zulässig sind (Ausnahme die 

für die Nutzung der Fläche zwingend erforderlichen Einfriedungen, TF 1.4).  

 

 

4.4 Weitere Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB 

Festsetzung (1.6.1) zur Befestigung der Stellplätze, Zufahrten, Baustraßen und Wartungsflächen in 

wasserdurchlässiger Weise, um den Eingriff in den Wasserhaushalt zu minimieren (verringerte Beein-

trächtigung der Grundwasserneubildungsrate) und den Grad der Versiegelung so gering wie möglich 

zu halten. Aus Gründen der Betriebssicherheit kann im Einzelfall von dieser Festsetzung abgewichen 

werden (z.B. Betriebssicherheit oder Belastung durch entsprechende Fahrzeuge).  

Festsetzung (1.6.2) legt fest, dass die Solarmodule ohne eine flächenhafte Versiegelung des Bodens 

innerhalb der überbaubaren Fläche zu installieren sind. Gemäß der vorgenommenen Vorhabenbe-

schreibung ist vorgesehen die Pfosten der Modultische in den Untergrund zu rammen oder durch Ein-

zelpunkt- oder Köcherfundamente zu befestigen. Eine flächenhafte Versiegelung des Bodens unter-
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halb bzw. im Umfeld der Modultische wird somit nicht vorbereitet. Wie bereits aufgeführt wird der Ver-

siegelungsgrad durch die Aufständerung im Plangebiet auf ein Minimum reduziert. 

Gemäß textlicher Festsetzung (1.7) sind die Freiflächen, die direkt oder indirekt durch die Freiflächen-

Photovoltaikanlagen überdeckt werden, als Grünland zu nutzen. Das Grünland kann entweder durch 

Mahd oder durch Beweidung extensiv bewirtschaftet werden. Eine Düngung der Flächen wird ausge-

schlossen. Ziel dieser Festsetzung ist es, im Plangebiet aufgrund der extensiven Nutzung hochwertige 

Biotopflächen zu entwickeln, die nur durch eine sporadische Nutzung (Mahd oder Beweidung) geprägt 

werden. Diese Maßnahme dient nicht nur der Eingriffsminimierung sondern stellt gegenüber den bis-

herigen Biotopzustand (intensiv genutzte Ackerfläche) eine deutliche Aufwertung bzgl. des Eingriffes 

in den Untergrund –Boden- und Wasserhaushalt- dar. Gleichzeitig können im gesamten Bereich Se-

kundärbiotope geschaffen werden, die durch verschiedene Tierarten eine Besiedlung erfahren kön-

nen. Gerade im Hinblick auf die geplante Einfriedung und der geplanten Bodenfreiheit und Durchgän-

gigkeit für Kleintiere, können sich innerhalb des Plangebietes Ersatzlebensräume entwickeln.  

 

Gemäß Festsetzung (1.8ff) sowie zeichnerischer Darstellung sind im nordöstlichen Geltungsbereich 

die vorhandene Sukzessions- und Randstreifen i.V.m. den vorhandenen Gehölzen und Bäume durch 

die Ausweisung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zum Erhalt festgesetzt bzw. sollen gemäß der Festsetzung 

extensiv bewirtschaftet werden. Ziel dieser Maßnahme ist die Erhaltung von Gehölz- und Biotopstruk-

turen mit vorgelagerten trockenen Säumen zu entwickeln. 

 

Festsetzung (1.13 und 2.3) zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern innerhalb der Umgrenzung 

der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß Zeichen-

erklärung. Die Anpflanzungen sollen in einer 4,50m breiten geschlossenen Strauchhecke (einreihig, 

Pflanzabstand zwischen den Sträuchern 1,50m) innerhalb des 5,0m breiten Streifens vorgenommen 

werden. Dabei ist beim Pflanzgut darauf zu achten, dass die verwendeten Sträucher und Gehölze 

standortgerecht und durch einheimische Arten geprägt werden. Gleichzeitig gilt es den Gehölzbestand 

bei Bedarf regelmäßig zurückzuschneiden, um eine Verschattung der angrenzenden Module zu ver-

hindern. Bei den Pflanzungen sind die Grenzabstände gemäß §§ 38 – 40 Hess. Nachbarrechtsgesetz 

zu beachten, wobei noch einmal darauf aufmerksam gemacht wird, dass die Flächen alle an beste-

hende lw. Wirtschaftswege angrenzen.  

 

Des Weiteren sind die im westlichen, östlichen und südlichen Bereich vorhandene Bäume und Gehöl-

ze zum Erhalt festgesetzt und gewähren damit eine natürliche Eingrünung des Geländes (vgl. TF 

1.11). Maßnahmen: Erhalt einheimischer, standortgerechter Laubbäume sowie Steinlesehaufen. Ab-

gängige Laubgehölze können als Totholz belassen werden. Abgängige Bäume sind mit heimischen, 

standortgerechten Laubgehölzen zu ersetzen.  

Auch die ausgewiesenen Flächen im westlichen und südlichen Geltungsbereich (Grünland oder ent-

lang der Gewässer) sind als Grünland durch Mahd oder Beweidung extensiv zu bewirtschaften. Dün-

gung ist unzulässig. Die vorhandenen Gehölze und Bäume sind regelmäßig zu entfernen. Die Flächen 

sollen u.a. auch als Wanderkorridor für Tierarten dienen. 
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5 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die bauge-

schichtliche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen 

Siedlungsstrukturen zu bewahren und zu stärken. Hierzu werden auf der Grundlage der Ermächtigung 

des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 HBO bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebau-

ungsplan aufgenommen.  

Da das Plangebiet bauplanungsrechtlich bisher als Außenbereich i.S. § 35 BauGB zu beurteilen ist, 

besteht eine Zielsetzung darin, die Auswirkungen des Vorhabens auf Umfeld und Landschaftsbild, das 

zwar durch die westlich vorhandenen Hochspannungsfreileitungen bereits eine Vorbelastung aufweist, 

zu reduzieren. Die Stadt Lauterbach hat daher gemäß den textlichen Festsetzungen unter Punkt 3 

gestalterische Vorgaben für das Plangebiet vorgesehen. Diese beziehen sich auf beim vorliegenden 

Bebauungsplan auf die Einfriedungen sowie die Gestaltung der Grundstücksfreiflächen sowie auf die 

Dachgestaltung der wenigen baulichen Anlagen im Geltungsbereich. In der Summe sollen diese Fest-

setzungen dazu beitragen, dass sich das Planvorhaben weitestgehend in die Umgebung einfügt.  

 

Dachgestaltung 

Zulässig sind im Sondergebiet nur Dächer mit einer Dachneigung von 0° - 15°, die betrifft in erster 

Linie das Umspannwerk. Für Nebenanlagen (Wechselrichterstation, Transformatoren etc.) besteht 

nicht die Erforderlichkeit eine Dachneigung festzusetzen.  

 

Einfriedung 

Es wird festgesetzt (2.2.1), dass im Plangebiet ausschließlich gebrochene, d.h. offene Einfriedungen 

bis zu einer Höhe von max. 2,50m über Geländekante zzgl. Übersteigschutz zulässig sind. Gemäß 

den Vorgaben des Anlagebetreibers muss das gesamte Gelände eingezäunt sein. Die Erforderlichkeit 

ergibt sich aus der Gefahrenabwehr, aus dem Zutritt Unbefugter (elektrischer Betriebszaun), dem 

Schutz vor Vandalismus und vor Diebstahl und den versicherungstechnischen Anforderungen der 

finanzierenden Banken. Ein mittlerer Bodenmindestabstand von ca. 10cm muss eingehalten werden, 

so dass ein ständiger Wechsel von Kleinsäugern stattfinden kann und gleichzeitig die entstehende 

und abfließende Kaltluft nicht durch Mauern oder Mauersockel gestaut wird. Alternativ kann der Zaun 

auch bis zum Boden reichen, sollte dann aber weitmaschiger sein, um den Wildwechsel zu ermögli-

chen. Diese Festsetzung erfolgt aus naturschutzrechtlichen und klimatologischen Gesichtspunkten. 

Daher sind Mauern und Mauersockel mit Ausnahme von Einzel-, Punkt- und Köcherfundamenten 

unzulässig. 

 

 

Begrünung der Grundstücksfreiflächen 

Zudem sind mindestens 90% der Grundstücksfreiflächen als Grünfläche anzulegen. Es wird empfoh-

len, die Flächen durch Schafe beweiden zu lassen, was eine gewisse Mindesthöhe der Modultische 

voraussetzt, die jedoch regelmäßig bereits durch den erforderlichen Abstand der Modultische zuei-

nander im Rahmen des Belegungsplanes gewährleistet wird und insofern keiner expliziten Festset-

zung im Bebauungsplan bedarf. 
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6 Wasserrechtliche Festsetzung  

Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 2 und 3 Hessi-

sches Wassergesetz (HWG) ist eine wasserrechtliche Festsetzung in den Bebauungsplan mit aufge-

nommen worden. Das Niederschlagswasser ist gemäß den Vorgaben des § 55 WHG und § 37 HWG 

Vorort zu versickern. 

 

 

 

7 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

7.1 Umweltprüfung und Umweltbericht 

Bei der Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen ist i.d.R. nach § 2 Abs.4 BauGB eine Umweltprü-

fung für die Belange des Umweltschutzes durchzuführen. Im Rahmen der Umweltprüfung sind die 

voraussichtlichen, erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einen Umweltbericht zu be-

schreiben und zu bewerten. Dabei legt die Kommune für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang 

und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange des Umweltschutzes für die Abwägung erforderlich 

ist.  

Die Umweltbelange werden im § 1 Abs.6 Nr.7 BauGB strukturiert und insbesondere um die sich aus 

dem EU-Recht ergebenen Anforderungen fortentwickelt (insbesondere UVP und UP sowie FFH- und 

Luftqualitätsrichtlinien).  

 

Für den Bereich der Bauleitplanung enthält das Baugesetzbuch durch das EAG Bau (Europarechts-

anpassungsgesetz Bau) eine gesonderte Umsetzung des EU-Rechtes, mit dem die Durchführung der 

Umweltprüfung hier abschließend geregelt wird. Hierzu ist im Katalog der abwägungserheblichen Be-

lange die Zusammenstellung der Umweltbelange in § 1 Abs.6 Nr.7 präzisiert worden, um den Über-

blick über die wesentlichen in der Umweltprüfung zu betrachtenden Umweltauswirkungen zu erleich-

tern. § 1a enthält ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz, die insbesondere nach Ermittlung des 

einschlägigen Materials in der Umweltprüfung zu beachten sind.  

Der § 2 Abs.4 BauGB stellt die Grundnorm für das Verfahren der Umweltprüfung dar. In dieser Vor-

schrift wird die Umweltprüfung in die zentralen Arbeitsschritte – Ermittlung, Beschreibung und Bewer-

tung – unterteilt, wobei entsprechend der Systematik der Richtlinie für Einzelheiten auf die Anlage zum 

Baugesetzbuch verwiesen wird. Der § 2a BauGB ist zu einer allgemeinen Vorschrift über die Begrün-

dung von Bauleitplänen ausgestaltet worden, in dem verdeutlicht wird, dass der Umweltbericht einen 

Bestandteil der Begründung bildet, in dem die Ergebnisse der Ermittlung und Bewertung in einem 

eigenen Abschnitt dargestellt werden.  

Die einzelnen in den Umweltbericht aufzunehmenden Angaben, die aus den bisherigen Vorgaben des 

§ 2a BauGBalt abgeleitet wurden, ergeben sich aus der Anlage zum Baugesetzbuch. Sie bilden eine 

Orientierung für den Aufbau und die Gliederung des Umweltberichtes.  

Die Umweltprüfung ist durch die neuen Vorschriften als Regelverfahren für grundsätzlich alle Bauleit-

pläne (Bebauungsplan und Flächennutzungsplan) eingeführt worden (Ausnahme vereinfachte Verfah-

ren gemäß § 13 BauGB). Im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung sind die Anforderungen an 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu ermitteln. Darauf aufbauend wird die Umwelt-

prüfung durchgeführt, die mittels des Umweltberichts im Rahmen der Entwurfsoffenlage der Öffent-

lichkeit zugänglich gemacht wird.  
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Bei der Integration der Umweltprüfung in das Bauleitplanverfahren sind nach der EU-Richtlinie folgen-

de Verfahrensschritte zu beachten: 

1. Feststellung der Notwendigkeit einer Umweltprüfung 

2. Festlegung des Untersuchungsrahmens und der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informa-

tionen (sog. Scoping), dazu dient der Verfahrensschritt gemäß § 4 Abs.1 BauGB  

3. Erstellung eines Umweltberichtes 

4. Behörden und Öffentlichkeitsbeteiligung §§ 3 und 4 BauGB 

5. Berücksichtigung der Ergebnisse bei der weiteren Entscheidungsfindung (Abwägung) 

6. Bekanntgabe der Entscheidung § 10 Abs.4 BauGB (Bekanntmachung des Planes und Erlangung 

der Rechtskraft) 

7. Überwachung und Monitoring  

Die o.g. Vorgaben hat der Gesetzgeber bei der Integration der Umweltprüfung in das deutsche Bau-

planungsrecht berücksichtigt, ohne dass hierdurch eine wesentliche Änderung des Verfahrensablaufs 

erfolgt ist. Vielmehr geben die einzelnen Verfahrensschritte im Wesentlichen die Arbeitsschritte wie-

der, die bei der Zusammenstellung und Bewertung des umweltrelevanten Abwägungsmaterials ohne-

hin für eine sachgerechte Abwägung durchzuführen sind. Die zentrale Vorschrift der Umweltprüfung 

im Baugesetzbuch ist § 2 Abs.4. Danach sind im Rahmen der kommunalen Bauleitplanverfahren die 

voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs.6 

Nr.7 BauGB und § 1a BauGB zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben bzw. anschlie-

ßend – im Rahmen der Abwägung – zu bewerten sind.  

Ob und inwieweit die im Umweltbericht aufgeführten Umweltbelange gegenüber anderen Belangen 

vorgezogen oder zurückgestellt werden, ist nicht mehr Bestandteil der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 

BauGB, sondern der allgemeinen Abwägung nach § 2 Abs.3 i.V.m. § 1 Abs.7 BauGB. Diese erfolgt 

nicht mehr im Rahmen des Umweltberichtes, sondern ist – wie bisher – Bestandteil der weiteren Plan-

begründung.  

Da sowohl Flächennutzungspläne als auch Bebauungspläne einer Umweltprüfung bedürfen, wird auf 

die Abschichtungsregelung verwiesen. Der § 2 Abs.4 Satz 5 BauGB legt fest, dass die Umweltprüfung 

im Bauleitplanverfahren – wenn und soweit eine Umweltprüfung bereits auf einer anderen Planungs-

stufe durchgeführt wird oder ist – auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen be-

schränkt werden soll. Dabei ist es nicht maßgeblich, ob die Planungen auf den verschiedenen Ebenen 

der Planungshierarchie zeitlich nacheinander oder ggf. zeitgleich durchgeführt werden (z.B. Parallel-

verfahren nach § 8 Abs.3 Satz 1 BauGB). Die Abschichtungsmöglichkeit beschränkt sich ferner nicht 

darauf, dass eine Umweltprüfung auf der in der Planungshierarchie höherrangigen Planungsebene zur 

Abschichtung der Umweltprüfung auf der nachgeordneten Planungsebene genutzt werden kann, son-

dern gilt auch umgekehrt. Der Umweltbericht des Bebauungsplanes gilt daher auch für die Änderung 

des Flächennutzungsplanes. 

Der Umweltbericht kann auch nach den Verfahrensschritten gemäß §§ 3 Abs.1 und 4 Abs.1 BauGB 

erstellt und dann im Rahmen der Offenlage öffentlich ausgelegt werden, zumal die o.g. Verfahrens-

schritte dazu dienen, den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzulegen. Der Umweltbericht wird 

jetzt zum Entwurf Teil der Begründung und wird mit öffentlich ausgelegt. Auch die Eingriffs- und Aus-

gleichsbewertung für die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft 

werden zum Entwurf des Bebauungsplanes im Umweltbericht abschließend bestimmt. 
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7.2 Eingriffs- und Ausgleichsplanung 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Belange von Natur und Landschaft sowie die Vermeidung und 

der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushaltes in die Bauleitplanung einzustellen und in der Abwägung zu be-

rücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Festsetzungen als Flächen oder Maßnahmen 

zum Ausgleich. Alternativ können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB getroffen wer-

den. Ein Ausgleich wird jedoch nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-

scheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  

Für den vorliegenden Plan wird durch die Art der baulichen Nutzung zwar eine minimale Versiegelung 

vorbereitet, jedoch wird durch die Umwandlung der bisherigen Ackerflächen in Grünland ein erhebli-

ches Aufwertungspotential generiert, das den eigentlichen Eingriff in Natur und Landschaft mehr als 

ausgleicht. Zudem ist der Eingriff zeitlich befristet.  

 

 

7.3 Artenschutzrechtliche Belange 

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens liegen zum jetzigen Zeitpunkt des Entwurfes 

Erkenntnisse über die direkte Betroffenheit von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europä-

ischer Vogelarten vor. Dies betrifft die Vorgaben des § 44 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3 BNatSchG: 

Es wird auf die Ausführungen im Umweltbericht und auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ver-

wiesen. Die konkreten Artenschutzmaßnahmen werdend derzeit erarbeitet und über einen separaten 

städtebaulichen Vertrag vor dem Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes geregelt (Ver-

trag/Selbstverpflichtungserklärung). 

 

 

7.4 Schutzgebiete  

Das Plangebiet befindet sich nicht unmittelbar in einem Vogelschutzgebiet oder FFH-Gebiet. Weitere 

Aussagen zu den weiter im Westen bestehendem FFH-Gebiet und das weiter im Süden befindliche 

Vogelschutzgebiet werden im Umweltbericht aufgeführt. Auch die übrigen naturschutzfachlichen Be-

lange werden im Rahmen der Umweltprüfung ausführlich abgearbeitet.  

 

 

7.5 Biotopschutz  

Geschützte Biotope oder Biotopstrukturen befinden sich vor allem in den Randbereichen des Plange-

bietes, die über die Festsetzung gemäß § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB zum Erhalt und zur Entwicklung fest-

gesetzt werden. 

 

 

 

8 Klimaschutz 

Die festgesetzte Art der Nutzung ist gemäß den raumordnerischen Zielvorgaben bereits eine dem 

Klimaschutz dienende Maßnahme.  

Das Plangebiet diente aufgrund der lw. Nutzung auch der Entstehung von Kalt- und Frischluft, was 

durch die vorliegend festgesetzte Begrünung des Untergrundes weitestgehend beibehalten wird.  
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9 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 

In Anlehnung an die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der 

Bauleitplanung vom Hess. Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz vom Juli 2014 wird die Wasserversorgung und Schonung der Grundwasservorkommen, Ab-

wasserbeseitigung und Abflussregelung im Bebauungsplan wie folgt behandelt: 

 

 

9.1 Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet oder 

überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 

 

 

9.2 Wasserversorgung und Grundwasserschutz 

Bedarfsermittlung  

Innerhalb des Plangebietes entsteht kein zusätzlicher Trinkwasserbedarf. Der Bedarf an Löschwasser 

für die gesamte Anlage wird derzeit überprüft. Im Rahmen des Bauantrages gilt es, die Löschwas-

serthematik für die Photovoltaikanlage abschließend zu behandeln.  

 

Deckungsnachweis  

Die Trinkwasserversorgung muss auf Grund der Art des Vorhabens (Solarpark) nicht gesichert wer-

den. Bezüglich der Löschwasserversorgung sind die Erforderlichkeiten der Sicherung zu ermitteln und 

gegebenen-falls entsprechende Maßnahmen gemäß Arbeitsblatt W405 vorzusehen. 

 

Technische Anlagen 

Entfällt aufgrund der geplanten Art der Nutzung. 

 

Schutz des Grundwassers 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 

Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrecht-

liche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-

stehen. Das Niederschlagswasser wird, wie bisher auch, natürlich auf der Fläche versickern (TF 3.1). 

 

Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet  

Das Plangebiet befindet sich nach derzeitigen Erkenntnissen nicht innerhalb eines Trinkwasser-

schutzgebietes oder Heilquellenschutzgebietes.  
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Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffentli-

cher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) beach-

tet werden müssen.  

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Gesundheitsamt 

Durch den Bebauungsplan werden keine Trinkwasserschutzgebiete tangiert. In unmittelbarer Nähe zur Fläche 

grenzt die Trinkwasserschutzzone III des Tiefbrunnen Lauterbach-Frischborn. 

 

Regierungspräsidium Gießen, Grundwasserschutz, Wasserversorgung 

Der Planungsraum liegt im Heilquellenschutzgebiet Herbstein. 

 

Verminderung der Grundwasserneubildung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 

Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrecht-

liche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-

stehen. Das Niederschlagswasser wird, wie bisher auch, natürlich auf der Fläche versickern (TF 3.1). 

Die gesetzlichen Vorgaben des § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 37 

Hessisches Wassergesetz (HWG) zur Regelung der Flächenversiegelung und der Verwertung und 

Versickerung des Niederschlagswassers sind im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen (Er-

schließungsplanung, Baugenehmigungsverfahren und Bauausführung) zu berücksichtigen. Regen-

wasser von Dachflächen sowie Drainagewasser ist gemäß § 55 WHG ortsnah zu versickern, zu ver-

rieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 

einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 

wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser wird gesammelt und verwertet, wenn keine was-

serwirtschaftlichen und gesundheitlichen Belange dem entgegenstehen. Das Niederschlagswasser 

wird, wie bisher auch, natürlich auf der Fläche versickern. 

 

Vermeidung von Vernässungs- und Setzungsschäden  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Bemessungsgrundwasserstände  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt Informationen vor.  
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Einbringen von Stoffen in das Grundwasser  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

 

9.3 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen:  

Es befinden sich kleine Gräben und Wegeseitengräben im Plangebiet innerhalb des Geltungsberei-

ches. 

 

Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben  

Es befinden sich kleine Gräben und Wegeseitengräben innerhalb des Geltungsbereiches, die ent-

sprechend als Wasserflächen Planung und Bestand dargestellt sind.  

 

Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Die Gewässerrandstreifen zu den Gräben sind einer Breite von 10m rechts und links des Grabens 

ausgewiesen und als Flächen für den Naturschutz dargestellt.  

 

Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer  

Die Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer wird durch die vorliegende Pla-

nung gewährleistet.  

 

 

9.4 Abwasserbeseitigung 

Gesicherte Erschließung 

Im Plangebiet selbst fällt kein Abwasser an. 

 

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 

Im Plangebiet selbst fällt kein Abwasser an. 

 

Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

Im Plangebiet selbst fällt kein Abwasser an. 

 

Reduzierung der Abwassermenge 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen und Hinweise tragen zu einem scho-

nenden Grundwasserumgang und somit zur Reduzierung der Abwassermenge bei. Verwiesen wird 

hier auf die Festsetzungen 1.3. 

 

Versickerung des Niederschlagswassers 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen 3.1 ermöglichen eine Versickerung und 

tragen somit zu einem schonenden Grundwasserumgang bei.  
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Entwässerung im Trennsystem 

Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. 

 

Kosten und Zeitplan 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt können hierzu keine Aussagen getroffen werden. 

 

 

9.5 Abflussregelung 

Abflussregelung 

Im Plangebiet befinden sich Vorfluter. Die Abflussregelung wird aber durch die vorliegende Bauleitpla-

nung nicht beeinträchtigt. 

 

Vorflutverhältnisse 

Den im Plangebiet vorhandenen Vorflutern wird kein zusätzliches Niederschlagswasser zugeleitet. Der 

natürliche Abfluss bzw. die Versickerung im Gebiet bleibt bestehen. 

 

Hochwasserschutz 

Entfällt.  

 

Erforderlicher Hochwasserschutzmaßnahmen 

Entfällt.  

 

Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Eine Versickerung ist über den Bebauungsplan vorgesehen (TF 3.1). 

 

Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriegebieten 

Entfällt aufgrund des Planziels und der Lage.  

 

 

9.6 Besondere wasserwirtschaftliche Anforderungen bei vorhabenbezogener Bauleitplanung 

für die gewerbliche Wirtschaft 

Entfällt aufgrund des Planziels.  
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10 Altlastenverdächtige Flächen, Baugrund und vorsorgender Bodenschutz 

Altlasten 

Der Stadt Lauterbach liegen keine Erkenntnisse über Altstandorte im Plangebiet vor. Zum Baugrund 

liegen derzeit keine Erkenntnisse vor.   

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Nachfolgend werden verschiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz aufgeführt, die 

nachfolgend als Hinweise für die Planungsebenen der Bauausführung und Erschließungsplanung vom 

Bauherrn/Vorhabenträger zu beachten sind: 

 

1. Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung (zum Beispiel Schutz des Mutterbo-

dens nach § 202 Baugesetzbuch); von stark belasteten / befahrenen Bereichen ist zuvor der 

Oberboden abzutragen. 

2. Vermeidung von Bodenverdichtungen (Aufrechterhaltung eines durchgängigen Porensystems 

bis in den Unterboden, muss Infiltrationsvermögen) - bei verdichtungsempfindlichen Böden 

(Feuchte) und Böden mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bodens 

so gering wie möglich zu erfolgen, d.h. gegebenenfalls der Einsatz von Baggermatten / breiten 

Rädern / Kettenlaufwerken etc. und die Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von 

Böden  -siehe Tab. 4-1, Arbeitshilfe „Rekultivierung von Tagebau- und sonstigen Abgrabungs-

flächen -HMUKLV, Stand März 2017“. 

3. Ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und Lagerflächen nach Möglichkeit im Be-

reich bereits verdichteter bzw. versiegelter Boden (gegebenenfalls Verwendung von Geotextil, 

Tragschotter). 

4. Ausweisung von Bodenschutz- / Tabuflächen bzw. Festsetzungen nicht überbaubarer Grund-

stücksflächen. 

5. Wo logistisch möglich, sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, zum Beispiel 

durch Absperrung mit Bauzäunen oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflächen - bo-

denschonende Einrichtung und Rückbau. 

6. Vermeidung von Fremdzufluss (zum Beispiel zufließendes Wasser von Wegen) der gegebe-

nenfalls vom Hang herabkommende Niederschlag ist (zum Beispiel durch Entwässerungsgra-

ben an der hangaufwärts gelegenen Seite des Grundstückes) während der Bauphase um das 

unbegrünte Grundstück herumzuleiten, Anlegen von Rückhalteeinrichtungen und Retentions-

flächen. 

7. Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 

8. Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 

19731). 

9. Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 

m bzw. 4 m (bei Ober- bzw. Unterboden) nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht be-

fahren werden und sind bei mehrmonatiger Standzeit zu profilieren (gegebenenfalls Verwen-

dung von Geotextil, Erosionsschutzmatte), gezielt zu begrünen und regelmäßig zu kontrollie-

ren. 
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10. Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wiederverwertung des Bodenaushubs am Ein-

griffsort (Ober- und Unterboden separat ausbauen, lagern und in der ursprünglichen Reihen-

folge wieder einbauen). 

11. Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien. 

12. Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. verdichteter Boden ist nach Abschluss 

der Bauarbeiten und vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlo-

ckerung). Danach darf der Boden nicht mehr befahren werden. 

13. Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung der Bodenstruktur, hohe Gefügestabili-

tät, hohe Wasserspeicherfähigkeit, positive Effekte auf Bodenorganismen). 

14. Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht kann die Arbeitshilfe „Rekultivierung 

von Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen -HMUKLV Stand März 2017“ hilfsweise her-

angezogen werden. 

Für die zukünftigen Bauherren sind nachfolgende Infoblätter des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu beachten: 

• Boden - mehr als Baugrund, Bodenschutz für Bauausführende 

• Boden - damit der Garten funktioniert, Bodenschutz für Häuslebauer 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffentli-

cher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) beach-

tet werden müssen.  

 

Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 

Eine Auswertung der Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit Auffinden von Bombenblind-

gängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche 

nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich.  

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger 

Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

 

Regierungspräsidium Gießen, Grundwasserschutz, Wasserversorgung 

Der Planungsraum liegt im Heilquellenschutzgebiet Herbstein. 

 

Regierungspräsidium Gießen, Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, 

Altlasten, Bodenschutz 

Nach entsprechender Recherche ist festzustellen, dass es für das Umfeld folgende Einträge in der AFD gibt: 
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AFD-Nr. 
Gemarkung / 

Gemeinde 

UTM-

Koordinaten 

Art der Altflä-

che/Branche 

 

Gefährdung 

Brancheklasse 

(1-5) 

Status / Bemerkung 

535.011.020-

000.022 

 

Frischborn UTM-Ost: 

32526864,83 

 

UTM-Nord: 

5605696,616 

Altablagerung 4 Fläche nicht bewer-

tet 

535.011.020-

000.005 

 

Frischborn UTM-Ost: 

32526494,98 

 

UTM-Nord: 

5606,146,44 

Altablagerung 

 

4 Fläche nicht bewer-

tet 

 

Da mir zur umwelttechnischen Beurteilung der Altablagerungen nur unzureichend Daten zur Verfügung stehen, 

kann derzeit keine Bewertung hinsichtlich einer möglichen Nutzungsgefährdung für den Planungsraum über die 

Wirkungspfade  

• Boden-Mensch 

• Boden-Nutzpflanze 

• Boden-Grundwasser 

oder über migrierende Deponiegase (Methan, Kohlendioxid usw.) durchgeführt werden. Auch die genaue Lage 

der beiden Deponien ist bisher nicht validiert bzw. bestätigt worden.  

Ich empfehle daher, durch einen Fachgutachter in Altlastenfragen eine Historische Erkundung (Das Ergebnis der 

Historischen Erkundung ist dem Regierungspräsidium Gießen (Dez. 41.4) zur altlastenfachlichen Prüfung vorzu-

legen) durchzuführen, um Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast festzustellen oder aufgrund fundierter 

Recherchen ausschließen zu können. Diese hat nach den Maßgaben des Handbuchs Altlasten, Band 3, Teil 1, 

des Hessischen Landesamts für Umwelt und Geologie (Wiesbaden 2012) zu erfolgen  (www.hlnug.de) Sie muss 

mindestens Folgendes enthalten: 

• nutzungsbezogene Gefährdungsabschätzung mit entspr. Begründung 

• daraus abgeleitete gutachterliche Handlungsempfehlungen 

Ggf. sind dann weitere Untersuchungsschritte in Form einer orientierenden Untersuchung des Grundstücks erfor-

derlich. 

Die Historische Erkundung als Teil der Einzelfallrecherche ist die beprobungslose Erkundung einzelner 

Flächen. Wichtige Arbeitsschritte sind die Ortsbegehung sowie die Auswertung von leicht zugänglichen 

Informationsquellen, z.B. Bauakten, geologische Karten und Gutachten. Unter Umständen ist eine ver-

tiefte Aktenrecherche oder eine multitemporale Karten- und Luftbildauswertung erforderlich. Beprobun-

gen und Analysen werden in diesem Schritt noch nicht durchgeführt. Bei der Einzelfallrecherche wird er-

kundet, welche Schutzgüter (Grundwasser, oberirdische Gewässer. Boden, Luft) gefährdet sind und 

welche Nutzungen beeinträchtigt sind. Datenblätter zur Einzelfallbewertung siehe Homepage HLNUG. 

Informationen über die vertikale und horizontale Ausdehnung und Art der abgelagerten Abfälle können z.B. durch 

Baggerschürfe oder Rammkernsondierungen gewonnen werden. Deponiegase können mittels Bodenluftuntersu-

chungen nachgewiesen werden. Mit den Arbeiten ist ein fachlich qualifizierter Gutachter zu beauftraqen. 

Da die Erfassung der v. g. Flächen in Hessen zum Teil noch nicht flächendeckend erfolgt ist, sind die Daten in der 

AFD ggf. nicht vollständig. Deshalb empfehle ich Ihnen, weitere Informationen (z. B. Auskünfte zu Betriebsstillle-

http://www.hlnug.de/
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gungen aus dem Gewerberegister, bisher nicht erfasste ehemalige Deponien) bei der Unteren Wasser- und Bo-

denschutzbehörde des Landkreises Vogelsberg und bei der Stadt Lauterbach einzuholen. 

Hinweis: 

Über die elektronische Datenschnittstelle DATUS online steht den Kommunen ebenfalls FIS-AG (kommunal be-

schränkt) zur Verfügung. 

 

Vorsorgender Bodenschutz: 

Boden ist wie Wasser und Luft eine unersetzbare Ressource und Lebensgrundlage für Tiere, Pflanzen und Men-

schen. Der Boden erfüllt vielfältige und essenzielle natürliche Funktionen. Die Funktionen des Bodens sind auf 

Grundlage des Bundesbodenschutzgesetzes nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. 

 

Regierungspräsidium Gießen, Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen 

Nach meiner Aktenlage sind im Plangebiet keine Abfallentsorgungsanlagen / Deponien i.S.v. § 35  Abs. 1, 2 

Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG betroffen. 

Bei Bau.- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen" 

(Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten (www.rpgiessen.hessen.de, 

Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenabfälle). 

 

Zweckverband Abfallwirtschaft Vogelsbergkreis 

Dem Verband liegen ebenfalls keine Hinweise über Altablagerungen bzw. Altstandorte vor, die dem Planvorha-

ben entgegenstehen.  

Bei Baumaßnahmen anfallender unbelasteter Erdaushub,  Bauschutt, (Ziegel, Beton, Steine) und Baustellenab-

fall, sollten getrennt gehalten und möglichst einer Verwertung zugeführt werden. Mutterboden ist im nutzbaren 

Zustand zu erhalten und vor Vergeudung zu schützen. 

 

 

 

11 Kampfmittel 

Eine Auswertung von Luftbildern hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden 

von Bombenblindgängern zu rechnen ist (Stellungnahmen KMRD vom 03.03.2010). Eine systemati-

sche Flächenabsuche ist nicht erforderlich. Sollten im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelver-

dächtiger Gegenstand gefunden werden, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffentli-

cher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) beach-

tet werden müssen.  

 

Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 

Eine Auswertung der Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit Auffinden von Bombenblind-

gängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche 

nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich.  

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger 

Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 
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12 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes ent-

sprechend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehe-

nen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich 

oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete 

soweit wie möglich vermieden werden. 

 

Immissionen in Form von Lärm werden durch den Betrieb der Anlage nicht erwartet. Eine mögliche 

Blendwirkung ist durch ein separates Gutachten untersucht worden. Siehe hierzu aus Ausführungen 

im Umweltbericht. 

 

 

 

13 Denkmalschutz, Erholung und Landschaftsbild 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fund-

gegenstände, zum Beispiel Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden, so ist dies gemäß § 

21 HDSchG dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder 

der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind gem. 

§ 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu 

erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

 

Hinsichtlich der Freizeit- und Erholungsfunktion wird durch das Vorhaben eine Einschränkung entste-

hen, da zum einen Flächen durch eine Einzäunung nicht mehr zugänglich sind und zum anderen 

durch die Anlagen eine gewisse Wirkung auf die Wahrnehmung des Landschaftsbildes hervorgerufen 

wird.  

 

Beim Thema Landschaftsbild ist auch das unter Denkmalschutz stehende Schloss Eisenbach in ca. 

1km östlicher Entfernung anzusprechen. Da der geplante Standort gemäß dem Regionalplan 2010 

zugleich angrenzend als Bereich für Windenergieanlagen ausgewiesen wurde, kann zunächst festge-

halten werden, dass bereits auf raumordnerischer Ebene eine Auseinandersetzung mit den denkmal-

pflegerischen Belangen für diesen Bereich stattgefunden hat, wobei bei Windenergieanlagen von ei-

ner anderen Wirkung auf das Landschaftsbild und die Umgebung auszugehen ist, wie von flächenhaf-

ten Solaranlagen. Aufgrund der Topographie (vom Schloss ausgehend - rd. 410m üNN) fällt das Ge-

lände zunächst in eine Mulde ab (400m üNN) und steigt dann in Richtung Plangebiet wieder an (425-

430m üNN, Salzküppel), so dass die Solarfelder vom Schloss Eisenbach aus nicht einsehbar sind, 

zumal die bis zu 4,0m hohen Modultische nach Süden ausgerichtet sind, also vom Schloss abge-

wandt, und die PV-Freiflächenanlage eine 2-5m hohe Eingrünung erfährt. Zwischen diesen Objekten 

(Schloss/Solarpark) befinden sich zudem Gehölzstrukturen, die mögliche Beeinträchtigungen weiter 

minimieren. Dennoch führt die geplante Anlage zu einer Änderung in der Wahrnehmung des Land-

schaftsbildes. Aktuell weist das Landschaftsbild durch die im östlichen Bereich querende Hochspan-

nungsleitung bereits eine gewisse Vorbelastung auf. Durch eine umfassende Eingrünung kann aber 

ein harmonischer Übergang in die umgebende Landschaft geschaffen werden. Das Plangebiet, wel-

ches in südwestliche Richtung abfällt, soll durch gezielte Anpflanzungen (Ersatzpflanzungen) im Be-



Begründung, Bebauungsplan„Sondergebiet Solarpark Hofgut Eisenbach“  

Satzung - Planstand: 24.03.2021  48 

reich der Huteflächen (südöstlich) und des lw. Hauptwirtschaftsweges (mit Lindenallee) so von Süden 

her ein- bzw. durchgrünt werden, dass die Fernwirkung, die von dieser Anlage ausgehen kann, wei-

testgehend minimiert wird. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgten hierzu entspre-

chende Sichtbarkeitsanalysen, die auch im Umweltbericht aufgeführt sind.   

 

Im Bereich des südlich vom Plangebiet verlaufenden überregionalen Radweges sollen Infotafeln auf-

gestellt werden, die den Erholungssuchenden über die landschaftskulturellen Gegebenheiten des 

Raumes informieren sollen. Neben Erläuterungen zum Solarpark sollen auch Informationen zum 

Schloss Eisenbach, zum Naturraum, zu den Windkraftanlagen in Rixfeld, zur Gasverdichtungsstation 

und zur Geschichte der Vogelsbergbahn etc. aufgeführt werden. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffentli-

cher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) beach-

tet werden müssen.  

 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und andere 

Funde, wie z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 20 DSchG unverzüglich 

dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden: Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhal-

ten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 20 Abs. 3 DSchG). Bei sofortiger Meldung 

ist in der Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rechnen.  

Im Planbereich und im unmittelbaren Umfeld befinden sich mehrere Hügelgräber. Es ist damit zu rechnen, dass 

durch die Baumaßnahme zur Errichtung des Solarparks Kulturdenkmäler i.S.v. § 2 Abs. 2 HDSchG Bodendenk-

mäler zerstört werden. Dies betrifft zum einen die bekannten Reste von Hügelgräbern innerhalb des Plangebiets 

am südlichen Gebietsrand und zum anderen obertägig nicht sichtbare Bestattungen (Flachgräber), die im Umfeld 

der nördlich und südlich dicht außerhalb des Plangebietes gelegenen Hügelgräber zu vermuten sind.  

Als vorbereitende Untersuchung sollten sobald wie möglich vor weiteren Planungsschritten Sondagen (Bagger-

schurfe) am Nord- und am Südrand innerhalb des Plangebietes durchgeführt werden, die Auskunft über die Be-

funderhaltung geben sollen, da von ihrem Ergebnis abhängig ist, inwieweit weitere archäologische Untersuchun-

gen (keine Ausgrabung/weitere Teilausgrabung/Totalausgrabung) erforderlich werden. Diese Arbeiten sind von 

denkmalfachlich geeigneten Personen durchzuführen.  

In jedem Fall aber ist der Bereich der Hügelgräber innerhalb des südlichen Zipfels des Plangebietes östlich der 

Hochspannungstrasse von der Beplanung auszunehmen.  

 

 

 

14 Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Siehe Kapitel 1.1 und 1.3ff. 

 

 

 

15 Sonstige Infrastruktur 

 

Im Westen des Geltungsbereiches verläuft unterirdisch eine Gasleitung. Oberirdisch verlaufen zwei 

Stromfreileitungen (20kV und 110kV), die durch entsprechende Schutzstreifen von einer Bebauung 
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freizuhalten sind. Die Leitungstrassen und Maststandorte sind nicht eingemessen, die Leitungs-

schutzbereiche aus unmaßstäblichen Karten übernommen. Die Darstellung ist daher ohne Gewähr. 

Der Vorhabenträger hat zum Bauantrag die entsprechenden Leitungseinkünfte einzuholen. 

 

Technische Infrastruktur 

Sofern sich im Plangebiet z.B. Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom und unterirdisch 

verlegte Stromversorgungsleitungen befinden, werden diese mit nachrichtlich aufgenommen. Im 

Rahmen der Entwurfsoffenlage wurde von der Telekom nichts vorgetragen. Die Leitungen der avacon 

und der OVAG wurden übernommen, siehe nachfolgende Ausführungen. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffent-

licher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) be-

achtet werden müssen.  

 

Osthessen Netz GmbH 

Die Stromversorgung des Stadtteils Frischborn erfolgt nicht über das von der Osthessen Netz GmbH betriebene 

Stromversorgungsnetz der RhönEnergie Fulda GmbH, sondern über das Stromversorgungsnetz der OVAG Netz 

GmbH.  

 

OVAG   

Im Planbereich befinden sich eine 20 kV Freileitung der OVAG, die in der Plankarte gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 

nachrichtlich übernommen und dargestellt sind. Für die korrekte Eintragung der Trassen und Maststandorte be-

steht die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. Soweit erforderlich bestehen für diese Anlagen bereits Grund-

dienstbarkeiten. 

Bei unserer Stellungnahme gehen wir davon aus. dass unsere Kabel auch weiterhin im öffentlichen Bereich lie-

gen. Ansonsten ist für unsere Kabel ein Schutz- und Arbeitsstreifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden 

darf, auszuweisen. Hier muss sichergestellt sein. dass die OVAG oder deren Beauftragte die Grundstücke zur 

Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 

können. Zusätzlich ist zur Sicherung unserer Kabelleitungen eine - beschränkt persönliche Dienstbarkeit - erfor-

derlich. 

Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen. dass in den Bereichen, in denen Bepflanzungen vorgesehen sind, 

unsere vorhandenen bzw. geplanten Kabel - auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden - durch ge-

eignete Maßnahmen zu schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbeleuchtungseinrichtungen 

zu berücksichtigen. Im Einzelfall bitten wir um Rücksprache mit unserem Netzbezirk Alsfeld, Schwabenröder 

Straße 78, 36304 Alsfeld, Tel. (0 66 31) 971 - 0. 

Für die im Plangebiet vorhandene 20kV-Freileitung sind Schutzstreifen gemäß DIN EN 50341-1 links und rechts 

der Leitungsachse sowie 3,00 m über den Kabelendmast hinaus einzuhalten. In diesem Geländestreifen dürfen 

keine Maßnahmen getroffen werden, die den VDE-vorgeschriebenen Sicherheitsabstand zu den spannungsfüh-

renden Teilen der Freileitung vermindern. So sind Veränderungen am Geländeniveau, das Errichten von Gebäu-

den, Bauwerken und sonstigen Anlagen oder auch das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern nur sehr einge-

schränkt und nach Rücksprache mit unserer Fachabteilung in Friedberg - Tel. 06031/82-1342 - möglich. Diese 

Schutzstreifen können bei Bedarf berechnet werden.  

Innerhalb des Schutzstreifens dürfen nur niedrig wachsende Bäume und Sträucher angepflanzt werden, die im 

ausgewachsenen Zustand nicht naher als 2,50 m an das Leiterseil bei größtem Durchhang heranreichen. Alle 

Gehölze innerhalb des Schutzstreifens, die die maximale Wuchshöhe überschreiten und somit in den Gefahren-

bereich der 20-kV-Freileitung einwachsen, sind auf unsere Veranlassung hin vom jeweiligen Grundstückseigen-

tümer zu entfernen bzw. zurückzuschneiden. 
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Beim Befahren der Leitungstrassen mit LKW, Raupen usw. und Aufstellen von Baumaschinen, wie Kranen, För-

derbändern usw., sind die einschlägigen Vorschriften, insbesondere in Bezug auf den Abstand zu den 20-kV-

Freileitungen zu beachten.  

Sollten Tiefbauarbeiten (z.B. Kanal, Wasserleitung, Straßenbau) in Mastnähe (ca. 10,00 m um den Maststandort) 

ausgeführt werden, bitten wir die Stadt Lauterbach, sich frühzeitig mit unserer Fachabteilung in Verbindung zu 

setzen. Gegebenenfalls müssen entsprechende Maßnahmen zur Mastsicherung vorgenommen werden. 

Bei unserer Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an unseren Bestandsanlagen notwen-

dig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch der Fall sein, bitten wir diese, sich mit uns in Verbindung zu 

setzen. Ein Angebot für die Änderung werden wir der Stadt vorlegen. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wege-

nutzungsvertrag. 

Eine Aussage, wie der Anschluss an unser Netz ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung 

an den noch festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie ein Anschluss ausgeführt 

werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit unserer Fachabteilung in Friedberg - Tel. 06031/82-1099 - in 

Verbindung. 

Wir bitten die Stadt, bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Kanal, Wasserleitung, Straßenbau) im Bereich 

unser Kabel die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich –um Störungen zu vermei-

den- vor Arbeitsbeginn mit unsrem Netzbezirk Alsfeld, Schwabenröder Straße 78, 36304 Alsfeld  Tel.: 06631-971 

0 in Verbindung setzt.  

Für die Kabeltrassen ist ein Schutz- und Arbeitsstreifen von 2,50m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszu-

weisen. Hier muss sichergestellt sein, dass die OVAG oder deren Beauftragte die Grundstücke zu Unterhaltung, 

Instandsetzung und Erneuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen kann. Außer-

dem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen Bepflanzungen vorgesehen sind, unse-

re vorhandenen bzw. geplanten Kabel –auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden- durch geeignete 

Maßnahmen zu schützen sind. Im Einzelfall bitten wir auch, hier um Rücksprache mit unserem Netzbezirk.  

Für die am Rande des Plangebiets vorhandenen 20 kV-Freileitungen ist eine Schutzstreifenbreite für Gebäude 

gemäß DIN VDE 0210/12.85 von je 10,0 m links und rechts der Leitungsachse sowie 3,0 m hinter den Endmasten 

einzuhalten. In diesem Geländestreifen dürfen keine Maßnahmen getroffen werden, die den VDE-

vorgeschriebenen Sicherheitsabstand zu den spannungsführenden Teilen der Freileitung vermindern. So sind 

Veränderungen am Geländeniveau, das Errichten von Gebäuden, Bauwerken und sonstigen Anlagen oder auch 

das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern nur sehr eingeschränkt und nach Rücksprache mit unserer Fachab-

teilung in Friedberg, Tel. 06031-821344 möglich. 

Innerhalb des Schutzstreifens dürfen nur niedrig wachsenden Bäume und Sträucher angepflanzt werden, die im 

ausgewachsenen Zustand nicht näher als 2,50m an das Leiterseil bei größtem Durchhang heranreichen. 

Alle Gehölze innerhalb des Schutzstreifens, die die max. Wuchshöhe überschreiten und somit in den Gefahren-

bereich der 20kV Freileitungen einwachsen, sind auf unsere Veranlassung hin vom jeweiligen Grundstückseigen-

tümer zu entfernen bzw. zurückzuschneiden. 

Beim Befahren der Leitungstrassen mit LKW, Raupen usw. und Aufstellen von Baumaschinen, wie Kränen, För-

derbändern usw. sind die einschlägigen Vorschriften, insbesondere in Bezug auf den Abstand zu den 20kV Frei-

leitungen, zu beachten.  

Bei einer durch Sie veranlassten Änderung unserer Anlagen erfolgt die Kostenregelung gemäß Konzessionsver-

trag. Ein entsprechendes Angebot werden wir Ihnen auf Ihre Anfrage hin vorlegen. 

 

Avacon Netz GmbH 

Im Planbereich befindet sich innerhalb des Leitungsschutzbereiches eine 110 kV Hochspannungsfreileitung Lau-

terbach-Crainfeld, LH-11-1117 (Mast 023-026), die in der Plankarte gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich über-

nommen und dargestellt ist. 

Die Abstände zu unserer 110kV Hochspannungsfreileitung Lauterbach-Crainfeld, LH-11-1117 (Mast 023-026) 

werden durch die DIN EN 5 0341-1 (VDE 0210-1) geregelt. 

Arbeits- und Bauhöhen innerhalb des Leitungsschutzbereiches sind im Detail mit uns abzustimmen. 
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Unterhalb der ruhenden Leiterseile sollten möglichst keine Module aufgestellt werden. Sollten bei Arbeiten an den 

Leiterseilen für die Dauer der Arbeiten jedoch die Module unterhalb der ruhenden Leiterseile auf Kosten des Ei-

gentümers demontiert werden, kann einer Bebauung auch unter unserer Hochspannungsfreileitung zugestimmt 

werden. 

Für Einspeiseverluste durch Arbeiten an der Hochspannungsfreileitung übernimmt die Avacon Netz GmbH keine 

Haftung. Im Radius von 10,0 m um das sichtbare Mastfundament sind jegliche Maßnahmen untersagt. Die Mast-

standorte müssen für Unterhaltungsmaßnahmen zu-jeder Zeit, auch mit schwerem Gerät wie z.B. Lastkraftwagen 

oder Kran, zugänglich sein. 

Bei Einfriedung des Grundstückes ist der Avacon Netz GmbH oder in unserem Auftrag arbeitenden Dritten jeder-

zeit eine Zufahrt zu den Maststandorten zu gewährleisten. 

Im Näherungsbereich zwischen Photovoltaikanlagen und Mastfundamenten kann es zu Spannungsverschlep-

pungen in der Solaranlage kommen. Die Anlage ist durch geeignete Maßnahmen zu isolieren. 

Solarmodule, Hilfseinrichtungen u. ä. im Näherungsbereich der Hochspannungsfreileitung müssen einem mögli-

chen Eisabwurf standhalten. Für Schäden jegliche Art (Eisabwurf. Spannungsverschleppung, Schäden durch 

Anlagenschäden u. ä.) übernimmt die Avacon Netz GmbH keine Haftung. 

Zur Oberfläche neu geplanter Straßen und Verkehrswege müssen die Sicherheitsabstände, gemäß DIN EN 

50341-1 , im Freileitungsbereich gewährleistet sein. 

Vorgesehel1Reklameeinrichtungen , Fahnenstangen sowie Beleuchtungseinrichtungen innerhalb des Leitungs-

schutzbereiches müssen mit der Avacon Netz GmbH abgestimmt werden. 

Hochwüchsige Bäume dürfen innerhalb des Leitungsschutzbereiches nicht angepflanzt werden, da andernfalls 

die Einhaltung der Sicherheitsabstände in kürzester Zeit nicht mehr gewährleistet ist. Empfehlenswert sind stand-

ortgerechte Wildgehölze wie Büsche und Sträucher bis zur Kategorie Großsträucher, die mit geringer Wuchshöhe 

einen ausreichenden dauerhaften Abstand zu den Leiterseilen einhalten. 

Während der Arbeiten im Kreuzungs- und Näherungsbereich der Hochspannungsfreileitung ist der Sicherheitsab-

stand nach DIN EN 501110 - 1 zu beachten. Die daraus resultierende Höhenbeschränkung erfordert eine örtliche 

Einweisung und gegebenenfalls die Festlegung von Schutzmaßnahmen. 

 

Brandschutz 

Aufgrund der speziellen Ausweisung als Sondergebiet können zum jetzigen Planungszeitpunkt keine konkreten 

Aussagen zur Löschwasserversorgung und zum Brandschutz aufgeführt werden. Zur Satzung werden weitere 

Aussagen ergänzt, siehe Kapitel 16. 

 

Abfälle 

Im Bereich der geplanten Fotovoltaik-Freiflächenanlage entstehen keine Abfälle.  

 

 

 

16 Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und sonstige Hinweise  

BUND 

Viele denkbare Maßnahmen der Eingriffsminimierung oder Maßnahmen zur Biotopgestaltung sind z.B. im Um-

weltbericht zutreffend als Möglichkeit beschrieben, sie sind aber im vorliegenden Entwurf nicht als Bestandteil der 

Satzung6 aufgeführt.  

Ein Beispiel: Umweltbericht S.18: 

…"Die Errichtung eines Solarparks kann hinsichtlich der Auswirkungen auf den Boden- und Wasserhaushalt zu ver-

schiedenen Beeinträchtigungen führen. Die Eingriffe sind jedoch je nach Anlage, Aufständerungsmethode und Mo-

 
6 Wurden in den Städtebaulichen Vertrag, in die Satzungsbegründung oder das Merkblatt Hinweise für den Vor-

habenträger aufgenommen. 
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dulgröße sehr unterschiedlich. Bei der Verwendung der Ständerbauweise mit geringer Rammtiefe können auch bo-

denschonende kleine Baufahrzeuge (z.B. Minibagger) zum Einsatz kommen."… 

10.1  Module , Art und Umfang: 

• Höhe des PV-Tisches mindestens 1,20 m: um Beweidung konfliktarm zu ermöglichen und den "Halb-

schatteneffekt" für die Vegetation zu begrenzen, letzteres auch im Interesse des Erosionsschutz. 

• Gesamtmodulfläche (Überdeckung der Horizontalen) maximal 50 % der Sondergebietsfläche  

• Fundamentierung: nur zulässig Schraub-, Ramm- oder Bohrpfähle um die Bodenversieglung so gering 

als möglich zu halten 

10.2.  Leitungen:  

Mindestabstand von 3m zu vorhandenen oder geplanten Gehölzstrukturen, keine Leitungen im Traufbereich vor-

handener Bäume mit Stammdurchmesser > 30 cm. 

10.3.  Bodenschonende Bauweise d.h. Wegebau etc. nicht bei hoher Bodenfeuchtigkeit, Schutz des Bodens 

vor Verdichtung und Abtrag. 

10.4.  Mindestens 90% der Grundstücksfreiflächen sind als Grünfläche anzulegen. 

Bei der Grünlandeinsaat muss regionales Saatgut verwendet werden. Auf Teilflächen solches aus dem Natur-

schutzgroßprojekt. Bitte bei der Artenwahl vorher entscheiden, ob Heunutzung oder Beweidung angestrebt wird. 

10.5.  Standards für die vorgesehenen Blüh- und Krautstreifen: mehrjährig, heimische Arten, abschnittsweise 

Neueinsaat (Turnus 2-5 jährig). 

10.6.  Staffelmahd: auch für die Grünflächen im Solarpark (Ebenso: Altgrasstreifen/Raine) 

• Vorgabe Mahd: ab 15.06. streifenweise in mindestens vier Portionen, Flächen aushagern: im Jahr 1-3 

mindestens einmal jährlich mähen + Mähgut abfahren. 

• Vorgabe Beweidungsintensität siehe Artenschutzbeitrag: „Bei einer Beweidung mit Schafen - ist die Be-

satzdichte so zu wählen, dass der Fraß ein Muster von kurzrasigen (Nahrungssuche) und stellenweise 

langrasigen Strukturen (Bodenbrüter) gewährleistet, ggf. sind kleine Inseln oder die Parzellenränder 

auszuzäunen zur Verhinderung von Trittverlusten der Brut". 

• Bei der Nutzung/pflege durch Mahd Einsatz eines Balkenmähers mit einer Schnitthöhe von > 15 cm. 

10.7.  Erhalt und Pflege/Erweiterung der Lesesteinhaufen am östlichen Rand des Geltungsbereichs (Zielart: 

Schlingnatter) 

10.8.  Hecken: außerhalb des Zaunes anlegen wg. besserer Eingrünung und Vernetzung mit den Randstreifen 

der anschließenden Wegen. 

• Vorgaben Heckenpflege: abschnittsweise auf Stock setzen, beginnend ab Jahr 10  anschließend an die 

Heckenpflanzung ist ein Gras-Krautsaum über Sukzession zu entwickeln, Breite ab 1m. Dazu ist der 

Krautsaum beginnend im Jahr 2 nach Heckenpflanzung durch einmalige Herbstmahd so zu entwickeln, 

dass die Mahd abschnittsweise erfolgt, insgesamt 30-50 % der Krautsaumflache pro Jahr,- damit sollen 

insbesondere solche Insekten gefordert werden, die in oberirdischen Pflanzenteilen überwintern. 

10.9.  Kein Dünger, keine Biozide 

10.10. Zaun 

• Passierbarkeit für Klein- und Mittelsäuger ist zu gewährleisten. 

• Umzäunung soll zumindest teilweise mit Holzpflocken erfolgen, um Sitzwarten anzubieten. 

Alternativ: im Randbereich der Projektfläche (insbesondere im Süden ca. 15 – 20  2-3 m hohe Stangen als 

Ansitzwarten für Braun oder Schwarzkehlchen anbringen. 

 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Brandschutz 

Aus Sicht der Brandschutzdienststelle bestehen keine Bedenken gegen den vorliegenden Planentwurf, wenn 

folgende Punkte beachtet, berücksichtigt und eingehalten werden: 

Im gesamten beplanten Gebiet (Zufahrten) sind ausreichend bemessene Zufahrts- und Rettungswege sowie 

Aufstellflächen für Feuerlösch- und Rettungsfahrzeuge vorzusehen und festzulegen, damit im Brandfall oder für 
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die Durchführung notwendiger Rettungsmaßnahmen auch wirksame Lösch- bzw. Rettungsarbeiten durchgeführt 

werden können. 

Die "Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" laut Fassung vom Februar 2007 und zuletzt geändert 

durch Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht vom Oktober 2009" und die Vorgaben aus der DIN 14090 für 

Flächen der Feuerwehr sind einzuhalten. Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind 

ständig, auch während der Bauarbeiten und Baustelleneinrichtungen, freizuhalten. (HBO §§ 3, 14) 

Die Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018, in Kraft seit 07. August 2018, ist beim Bau der Funktions-

gebäude zu beachten und einzuhalten. 

Für die Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung im Gesamtbereich des Planentwurfes (Funkti-

onsgebäude) ist das Arbeitsblatt W 405 - Technische Regeln - Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentli-

chen Trinkwasserversorgungsanlagen - des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) zu 

beachten und einzuhalten. 

Dieses Arbeitsblatt ist als anerkannte Regeln der Technik für die Festlegung des Löschwasserbedarfes heranzu-

ziehen. Gemäß Arbeitsblatt W 405 beträgt der erforderliche Löschwasserbedarf für das Sondergebiet (SO) Solar-

park  

48 m³/h = 800 I/min (96m3 für zwei Stunden). 

Diese Löschwassermenge (800 l x 120 min = 96000 I (96m3)) muss über einen Zeitraum von mindestens 2 Stun-

den zur Verfügung stehen. 

Hinweis für den Solarpark: 

Für abgelegene Einzelanwesen (Funktionsgebäude) in ländlichen Gebieten kann die Löschwasserversorgung 

dann als ausreichend angesehen werden, wenn das Löschwasser mit nachbarlicher Löschhilfe aus größerer 

Entfernung z. B. mit Tanklöschfahrzeugen oder mit Behälterfahrzeugen beschafft wird. Anzustreben sind für diese 

Selbsthilfe oder zur Unterstützung der Feuerwehr unterirdische Löschwasserbehälter gem. DIN 14230, Lösch-

wasserbrunnen gem. DIN 14220, Staumöglichkeiten an nahen Oberflächengewässern oder Löschwasserteiche 

gem. DIN 14210. Empfohlener Löschwasservorrat je Einzelanwesen: 30 m3  

Bei der Wasserentnahme aus Hydranten darf der Fließdruck bei max. Wasserentnahme 1,5 bar nicht unterschrei-

ten. 

Die Bereitstellung des Löschwassers aus den öffentlichen Trinkwasserversorgungsanlagen ist durch Hydranten 

sicherzustellen. Der Abstand der Hydranten sollte üblicherweise unter 150 m betragen. Es wird hiermit auf das 

Arbeitsblatt W 400 Teil – Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen (TRWV), Teil 1: Planung verwiesen. 

 

Die in diesem Gebiet vorhandenen bzw. einzubauenden Hydranten sind in Verbindung mit dem gesamten Rohr-

netz so abzuschiebern, dass bei der Durchführung von evtl. Reparaturarbeiten bzw. Rohrbrüchen nicht das ge-

samte Rohrleitungsnetz abgestellt werden muss und jederzeit die erforderliche Löschwassermenge zur Verfü-

gung steht. 

Dies ist auch erforderlich beim Betrieb von netzabhängigen Druckerhöhungsanlagen, auch hier ist die jederzeitige 

Löschwasserentnahme, auch bei Stromausfall, sicherzustellen. Weitere Einzelheiten sind im Benehmen mit der 

zuständigen Brandschutzdienststelle des Vogelsbergkreises festzulegen. 

Der entsprechende Nachweis zur Löschwasserversorgung ist der Brandschutzdienststelle des Vogelsbergkreises 

bei Beantragung der Baugenehmigung vorzulegen. 

Nach Inkrafttreten der Hessischen Bauordnung vom 28.Mai.2018, wird insbesondere auf den § 5 - Zugänge und 

Zufahrten auf den Grundstücken und den § 14 – Brandschutz verwiesen. 

Weitere Einzelheiten sind im Benehmen mit der zuständigen Bauaufsichtsbehörde sowie der Brandschutzdienst-

stelle des Vogelsbergkreises festzulegen. 

Allgemeiner Hinweis: 

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass die Verpflichtung besteht, weitergehende gesetzliche Vorschriften, die 

ergangenen Weisungen. sowie die geltenden Regeln der Technik beachtet und eingehalten werden müssen. 
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Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Untere Naturschutzbehörde 

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist der Geltungsbereich in Richtung Eisenbach (Gemarkung Frischborn, Flur 50, 

Nr. 10) noch zusätzlich  zu den bereits festgesetzten Maßnahmen mit geeigneten Artenschutzmaßnahmen (z.B. 

Ansitzwarten, Altgrasstreifen u.a.) für Braun- und Schwarzkehlchen aufzuwerten. Dieser Bereich stellt einen Ver-

bindungskorridor zur Eisenbach-Aue dar, indem bereits Braunkehlchen vorkommen.  

 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Wasser- und Bodenschutz 

Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (Aushubmaterial) 

Bezüglich des Auf- oder Einbringens von Materialien >600m3 auf oder in den Boden verweisen wir auf das Hess. 

Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 28.09.2007 in der gültigen Fassung. Hiernach 

sind zulassungsfreie Vorhaben beim Kreisausschuss des Vogelsbergkreises, Amt für Bauen und Umwelt, Sach-

gebiet Wasser- und Bodenschutz als Untere Bodenschutzbehörde anzuzeigen.  

Lage im Schutzgebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Zone B-neu des Heilquellenschutzgebietes der 

staatlich anerkannten Heilquelle „Thermalwasserbrunnen Herbstein“. Die Schutzgebietsverordnung ist zu beach-

ten, steht dem Vorhaben jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 

Die Wasserschutzgebietskarten mit den entsprechenden Schutzgebietsverordnungen liegen bei der jeweiligen 

Gemeinde- und Stadtverwaltung vor und können dort eingesehen werden.  

Entsprechend den Vorgaben des § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 23 Hess. Wassergesetz (HWG) 

sind die Uferbereiche der Gewässer zur Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktion sowie der Siche-

rung des Wasserabflusses zu schützen. 

Gewässerkreuzungen 

Sofern die einzelnen Baufenster, die durch die Gewässer voneinander getrennt werden, hinsichtlich der Infra-

struktur verbunden werden müssen und hierfür eine Kreuzung der Gewässer erforderlich sein wird, ist eine was-

serrechtliche Genehmigung gem. §§ 36 und 38 WHG i.V.m. § 22 HWG bei der Unteren Wasserbehörde des Vo-

gelsbergkreises zu beantragen. Gleiches gilt für Überfahrten. 

Erfassung der Quellen 

Die im Geltungsbereich austretenden Quellen und quelligen Bereiche sind planungsmäßig zu erfassen, zu erhal-

ten und dauerhaft zu sichern. Die Ableitung des erschlossenen Grund- und Quellwassers in die Mischwasserka-

nalisation ist nicht zulässig. 

Allg. Hinweise 

Eine direkte Einleitung in ein vorhandenes oder neu angelegtes Gewässer ohne Rückhaltung ist nicht möglich. 

Abwasser – Allg. Anforderungen 

Gem. § 60 WHG sind Abwasseranlagen so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen 

an die Abwasserbeseitigung gem. § 55 WHG eingehalten werden. Im Übrigen müssen Abwasseranlagen nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden, so dass der best-

mögliche Schutz des Gewässers vor nachteiligen Veränderungen  ihrer Eigenschaften erreicht wird. 

Kläranlagenanschluss 

Häusliches und/oder gewerbliches Abwasser fällt nach den vorliegenden Planunterlagen nicht an. 

Hinweise zur Lage wassergefährdender Stoffe  

Sofern die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen geplant ist (z.B. Holzlasur, Kraft- oder Schmierstoffe, Wirt-

schaftsdünger, Heizöl o.ä.) weisen wir auf die Anzeigepflicht gem. § 40 der Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) hin. 

Kompensationsmaßnahmen 

Aus wasserwirtschaftlicher und gewässerökologischer Sicht sollten erforderlich werdende Kompensationsmaß-

nahmen verstärkt im Gewässer- und Auenbereich vorgenommen werden.  
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Naturschutzinitiative e.V. 

Bei der vorgesehenen Beweidung durch Schafe stellt ein wolfssicherer Zaun dahingehend eine Herausforderung 

dar, dass dieser untergrabungssicher angelegt werden müsste.  

 

 

 

17 Bodenordnung 

Ein Bodenordnungsverfahren gemäß §§ 45 und 80 BauGB ist voraussichtlich nicht erforderlich.  

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffent-

licher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) be-

achtet werden müssen.  

 

Amt für Bodenmanagement Fulda 

Der Geltungsbereich befindet sich im Flurbereinigungsverfahren „Lauterbach – Frischborn“ F 976.  

 

 

 

18 Flächenbilanz  

Um die künftige Nutzungsaufteilung im Baugebiet zu dokumentieren und den Eingriff in Natur und 

Landschaft besser bewerten zu können, wird für das Plangebiet eine Flächenbilanz (digital errechnet) 

aufgestellt. 

 

Geltungsbereich des Bebauungsplans  546.031 m² 

Sondergebiet Fotovoltaik-Freiflächenanlage 465.608 m² 

Landwirtschaftlicher Weg bzw. Grasweg      2.753 m² 

T-Fläche § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 74.531 m² 

Grabenflächen 3.139 m² 

 

 

 

19 Auszüge aus dem Zielabweichungsverfahren bzw. Standortwahl und möglichen Alternati-

ven: 

Standortwahl Antragsfläche in der Stadt Lauterbach, Gemarkung Frischborn 

In Bezug auf die regionalplanerisch vorgegebenen Standorte (Regionalplan 2010, TRPE; 2016) ist für 

die Stadt Lauterbach zu konstatieren, dass es keine militärischen oder wirtschaftlichen Konversions-

flächen in der benötigten Größe gibt. Gleiches gilt für größere Gewerbe- und Industriebrachen, die im 

Stadtgebiet und in der Gemarkung nicht vorhanden sind. Auch eine Platzierung der Anlage in einem 

Vorranggebiet Industrie und Gewerbe ist nicht möglich, da die vorhandenen noch nicht bebauten Flä-
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chen in diesen Vorranggebieten hinsichtlich ihrer Größe nicht ausreichend sind. Weiterhin kann auch 

nicht auf Deponiestandorte oder größere Parkplätze zurückgegriffen werden.  

Wie bereits dargelegt, regelt die Vergütung der Stromgewinnung aus solarer Strahlungsenergie das 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG2017). Welche Freiflächen- Photovoltaikanlagen konkret vergütet 

werden, bestimmt sich nach dem Ausgang eines Ausschreibungsverfahrens, dass die Bundesnetza-

gentur durchführt. Der Vorhabenträger hat an einer Ausschreibung teilgenommen, geboten wurde auf 

Flächen gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 h (deren Flurstücke zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Auf-

stellung oder Änderung des Bebauungsplans als Ackerland genutzt worden sind und in einem be-

nachteiligten Gebiet lagen und die nicht unter eine der in Buchstabe a bis g genannten Flächen fällt). 

Für die Fläche in der Gemarkung Frischborn hat die Bundesnetzagentur für das Unternehmen Ener-

parc Solar Invest XX GmbH aufgrund der gegebenen Standortvoraussetzungen den Zuschlag für die 

Errichtung und Vergütung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage erteilt. Dies stellt ein gewichtiges Ar-

gument für die Wahl des Planstandortes dar.  

Das Planareal bietet die grundsätzlichen Kriterien bezüglich der topografischen Faktoren (Südausrich-

tung, Hanglage) sowie der verkehrlichen und infrastrukturellen beziehungsweise technischen Anbin-

dung. Darüber hinaus ist der Zugriff auf die Grundstücke gegeben. Die Grundstücksverfügbarkeit ist 

gegeben, da der Grundstückseigentümer auch gleichzeitig der Investor ist. Für die Stadt bietet sich an 

dieser Stelle die Gelegenheit, einen effektiven Beitrag zur Erzeugung erneuerbarer Energien zu leis-

ten, da innerhalb des Stadtgebietes keine gewerblichen Flächenpotentiale in dieser Größenordnung 

zur Verfügung stehen. Unbestritten ist, dass durch die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage eine 

Flächeninanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen erfolgen wird. Aufgrund der geplanten 

Größe des Parks und der Art der Energiegewinnung (Freiflächen-Photovoltaikanlage) stellt der Innen-

bereich definitiv keine Alternative dar. Die Vorgaben des EEG zur Einspeisevergütung sind vorliegend 

gegeben, da es sich um eine bisher ackerbaulich genutzte Fläche handelt, die im weiteren Verlauf 

bauplanungsrechtlich als Sonderbaufläche ausgewiesen und im Bodenbereich überwiegend als Grün-

fläche genutzt werden soll. 

Die mögliche Montage der Module auf öffentlichen und privaten Dächern stellt zwar grundsätzlich eine 

Alternative dar, kann jedoch in dem Umfang nicht über eine Bauleitplanung durch die Stadt Lauter-

bach gesteuert werden. 

Die vorliegende Planung konzentriert sich jedoch auf einen einzigen Bereich, sodass eine dezentrale 

Entwicklung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Stadtgebiet in Form einer Landschaftszersied-

lung vermieden werden kann.  

Durch die Herstellung einer zentralen Leitungsinfrastruktur einschließlich der technischen Anbindung 

des Solarparks an das Versorgungsnetz kann ressourcenschonend eine regionale und verbraucher-

nahe Energieerzeugung und -bereitstellung erzielt werden. Ein weiterer Vorteil des Standortes ist die 

unmittelbare Nähe zur Gasverdichtungsstation Rixfeld. Langfristiges Ziel ist es die gewonnene Ener-

gie aus dem Solarpark in der Gasinfrastruktur zwischen zu speichern. Power-to-Gas (kurz PtG oder 

P2G, frei übersetzt: ‚Elektrische Energie zu Gas‘) ist ein energiewirtschaftliches Konzept (bzw. eine 

Technologie), nach dem mittels Wasserelektrolyse und ggf. nachgeschalteter Methanisierung unter 

Einsatz elektrischen Stroms ein Brenngas hergestellt wird. Dieses Brenngas (d. h. Wasserstoff, ggf. 

Methan) kann gespeichert und später für verschiedene Zwecke verwendet werden. Unter anderem 

kann es in Form von Power-to-Fuel im Verkehrswesen genutzt wer-den (insbesondere als Treibstoff 

für Schiffe und Flugzeuge), als chemischer Rohstoff dienen (üblicherweise als Power-to-Chemicals 

bezeichnet) oder zur späteren Rückverstromung in Gaskraftwerken in der Gasinfrastruktur zwischen-

gespeichert werden. Die Entfernung der Gasverdichtungsstation und dem Solarpark beträgt nur rd. 

1000 m. In Ergänzung mit den drei vorhandenen Windrädern nördlich von Rixfeld stellt der Raum eine 

besondere Bedeutung für die Erneuerbare Energien im Vogelsbergkreis dar. 
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Natürlich bedarf es bei der Standortwahl auch einer Betrachtung der von der Umsetzung des Planvor-

habens betroffenen Belange. Diese sind in erster Linie landwirtschaftliche Belange. Die Umsetzung 

des Solarparks auf landwirtschaftlichen Flächen führt zu einem zeitlich befristeten Flächenverlust für 

den im Plangebiet tätigen landwirtschaftlichen Betrieb. Aufgrund der Bauweise eines Solarparks in 

einer aufgeständerten Bauart mit einem Bodenabstand von mindestens 0,8 m kann auch weiterhin 

eine partielle landwirtschaftliche Nutzung (Grünland bspw. durch Schafbeweidung) erfolgen, sodass 

sich die Nutzungen gegenseitig nicht grundsätzlich ausschließen. Es handelt sich bei dem Betrieb 

eines Solarparks um eine auf einen bestimmten Zeitraum begrenzte Nutzung (max. 30 Jahre), nach 

dessen Ablauf der ursprüngliche Zustand der Flächen möglichst wiederherzustellen ist. Dies gilt es auf 

Ebene der Bauleitplanung durch Aufnahme von verbindlichen Festsetzungen zur Nachfolgenutzung 

entsprechend festzuschreiben. Darüber hinaus wird sich der Betreiber gegenüber der Stadt verpflich-

ten, nach Ablauf der Betriebszeit von maximal 30 Jahren alle baulichen Anlagen vollständig zurückzu-

bauen.  

Die landwirtschaftliche Nutzung des Plangebietes kann somit langfristig bestehen bleiben, da es sich 

um eine zeitlich befristete Nutzung handelt und nach erfolgtem Rückbau eine vollumfängliche Wieder-

aufnahme der jetzigen Nutzungsstruktur erfolgen kann. Des Weiteren ist auch nach Errichtung des 

Solarparks eine partielle landwirtschaftliche Nutzung (Grünland) auf einer sehr großen Fläche möglich. 

Negative Auswirkungen auf die im Plangebiet ansässigen Landwirte bzw. Pächter/ Bewirtschafter und 

deren Existenz sind jedoch nicht zu erwarten. Die Fläche wird derzeit zu 100% vom Hofgut Schloss 

Eisenbach bewirtschaftet, dem insgesamt rd. 200 ha Fläche für die lw. Produktion zur Verfügung ste-

hen. Der Besitzer des Hofgutes ist aber auch gleichzeitig Inverstor und Vorhabenträger für die Errich-

tung des Solarparks. Durch die temporäre Herausnahme der Fläche aus der landwirtschaftlichen Pro-

duktion gehen aber auch keine Arbeitsplätze verloren, da das Hofgut neben der Landwirtschaft weiter 

Bewirtschaftungen im Wald und in der Landschaftspflege betreibt, zumal auch die Parkanlagen des 

unter Denkmalschutz stehenden Schlosses bewirtschaftet werden müssen. 

Die Würdigung der Belange des Natur- und Landschaftsschutzes sowie des Biotop- und Artenschut-

zes ist ein weiterer Aspekt, dem insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung Rechnung zu tragen ist. 

An dieser Stelle wird auf den im Anhang befindlichen Umweltbericht zum zugehörigen Bauleitplanver-

fahren sowie den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag verwiesen. 
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Standortwahl im Gemarkungsgebiet der Stadt Lauterbach 

Abb. 9: Ausschnitt aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2017 

 

 

Für die Stadt Lauterbach ist in Hinsicht auf die regionalplanerisch vorgegebenen Standorte zu konsta-

tieren, dass zwar mehrere Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden sind 

und diese in der Summe über die Größe der vorliegenden Planung hinaus reichen würde, durch die 

räumliche Trennung der einzelnen Vorbehaltsgebiete und der fehlenden Grundstücksverfügbarkeit 

bilden diese jedoch keine Alternative zum vorliegenden Standort.  

 

Lage des Plangebietes 
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Die Stadt Lauterbach unterbreitete schon im Zuge des ZAV im Jahr 2010 den Vorschlag, die zahlrei-

chen kleinen Vorbehaltsgebiete aus dem Teilregionalplan Energie für Solarnutzungen im Lauterba-

cher Stadtgebiet zu Gunsten des hier vorliegenden Solarparks zurückzunehmen. Dies stelle ein Zuge-

ständnis gegenüber den Belangen der Landwirtschaft dar, denn der Verbrauch an lw. Nutzfläche für 

Solarparks würde hiermit vermindert werden.  

Einen weiteren Aspekt in der Standortsuche bildet die Freiflächensolaranlagenverordnung des 

Landes Hessens. Die Verordnung ist am 30.11.2018 in Kraft getreten und soll den Bau von Photovol-

taikanlagen in benachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten fördern und somit die Energiewende wei-

ter vorantreiben. Es gibt aber auch Regulierungsmechanismen damit nicht zu viele landwirtschaftliche 

Flächen jedes Jahr für die Errichtung von Photovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden. Konk-

ret wird festgelegt, dass jährlich eine Fläche von 50 ha Inanspruchnahme zulässig wäre. Die landwirt-

schaftlichen Flächen im vorliegenden Fall werden als benachteiligt dargestellt, weshalb landwirtschaft-

liche Flächen in die Betrachtung miteinbezogen wurden.  

In Bezug auf die regionalplanerisch vorgegebenen Standorte (Regionalplan 2009) ist für das Stadtge-

biet/-Gesamtgemarkung Lauterbachs zu konstatieren, dass es keine militärischen oder wirtschaftli-

chen Konversionsflächen in der benötigten Größe gibt. Gleiches gilt für größere Gewerbe- und In-

dustriebrachen, die im Stadtgebiet und in der Gemarkung nicht vorhanden sind oder bereits durch 

Solaranlagen genutzt werden (Gewerbeflächen in Wallenrod). Auch eine Platzierung der Anlage in 

einem Vorranggebiet Industrie und Gewerbe ist nicht möglich, da die vorhandenen noch nicht bebau-

ten Flächen in diesen Vorranggebieten hinsichtlich ihrer Größe nicht ausreichend sind oder den dort 

ansässigen Betrieben als Entwicklungsfläche vorgehalten werden. Weiterhin kann auch nicht auf De-

poniestandorte oder größere Parkplätze zurückgegriffen werden.  

Aufgrund der Bauweise eines Solarparks in einer aufgeständerten Bauart kann auch weiterhin eine 

partielle landwirtschaftliche Nutzung (bspw. Grünland mit Schafbeweidung) erfolgen, sodass sich die 

Nutzungen gegenseitig nicht grundsätzlich ausschließen. Die Grünlandnutzung und Pflege könnte 

auch vom derzeitigen Pächter übernommen werden. 

Es handelt sich bei dem Betrieb eines Solarparks um eine auf einen bestimmten Zeitraum begrenzte 

Nutzung (25 Jahre), nach deren Ablauf besteht eine Option von weiteren 5 Jahren, danach ist der 

ursprüngliche Zustand der Flächen wiederherzustellen. Hierzu wird sich der Betreiber gegenüber der 

Kommune verpflichten, nach Ablauf der Betriebszeit alle baulichen Anlagen vollständig zurückzubau-

en. 

Zum jetzigen Zeitpunkt liegen für das Plangebiet auch keine Erkenntnisse über betroffene Schutzge-

biete (Landschutzgebiete, Naturschutzgebiete, Natura-2000-Gebiete etc.) vor.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Aspekt der Leistung eines positiven Beitrages 

zur Erzeugung von regionalen und verbrauchernahen Energien, zur Verfolgung der gesetzten Ener-

gieziele für den Klima-, Umwelt- und Ressourcenschutz bei der Standortwahl überwiegen. Zumal es 

sich bei dem Solarpark um eine temporäre Nutzung handelt, keine irreversiblen Schäden der Boden-

funktion, des Boden- und Wasserhaushaltes, der Agrarstruktur und der Beeinträchtigungen des Er-

tragspotentials zu erwarten sind und darüber hinaus den naturschutz-, biotop- und artenschutzrechtli-

chen Belangen entsprechend Rechnung getragen werden kann. 
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20 Anlagen und Gutachten 

• Umweltbericht, Planungsbüro Fischer, März 2021 

• Artenschutzrechtliche Fachbeitrag, PlanÖ, Oktober 2019…. 

• Blendwirkung, Gutachterliche Stellungnahme, SolPEG, 05.07.2019 

• Sichtfeldanalyse, Enerparc 2019 

• Städtebaulicher Vertrag 

• Hinweise für den Vorhabenträger 
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